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II. Kritik der Arb eitsl ose nversichcrungsv ersuche, -projekte 
und -vorschlage. 

1. Die Arbeitslosenversicherungen wesentlich 
privaten Charakters. 

Was zunächst die Arheitslosenversicherungskassen betrifft, 
die einen wesentlich privaten Charakter bekunden, also die von 
Seiten einzelner Unternehmer errichteten Fabrikkassen, die von 
Arbeitern verschiedener Branchen gegründeten Arbeiterkassen und 
die einen mehr oder minder ausgeprägten Unternehmungscharakter 
an sich tragenden Arbeitslosenkassen, so mögen ja dieselben in 
den Kreisen, für welche sie errichtet sind, Nutzen stiften, wenn 
und soweit sie sich bewähren, aber der gesellschaftliche Notstand 
der Arbeitslosigkeit wird damit nicht erfasst, kaum berührt, und 
es ist auch nicht zu erwarten, dass auf allen Punkten des wirt- 
schaftlichen Raumgebietes solche der Freiwilligkeit entsprungene 
Kassen ins Leben treten. Zudem haben dieselben samt und sonders 
ein schweres und ausschlaggebendes Bedenken gegen sich : wenn 
sich nämlich im Verlaufe unserer Untersuchung herausstellt (und 
es wird sich dies herausstellen), dass die Arbeitslosenversicherung 
in anderer Form oder in andern Formen zweckmässigerweise 
ins Leben treten muss, so können alle jene Versicherungs formen 
dieser Ausgestaltung der Arbeitslosenversicherung nur hinderlich 
und schädlich sein. Wir werden aber erkennen und haben es 
früher bereits wiederholt angedeulel *), dass die zweckmässige 

I) Vgl. o. S. 398 ff. 

[I] 28* 



1. Google 



436 Dr. Frani Kempel : [2] 

Form der Arbeitslosenversicherung auf Grund der herrschenden 
Wirtschaftsordnung, auf Grund der Lohn- und Arbeitspolitik der 
Arbeiter, wenigstens für die Gesamtheit der gelernten Arbeiter 
die gewerkvereinliche Versicherung ist '). Da können also Fabrik- 
kassen, welche, von den Unternehmern gegründet und mehr oder 
minder von ihnen selber verwaltet, den Arbeiter in zu grosse Ab- 
hängigkeit bringen, wie ebenso die von gemischten Arbeiterkate- 
gorien errichteten Kassen, wie namentlich auch solche der reinen 
Privatunternehmung (Stuttgart, San Francisco) nur hindernd und 
hemmend auf die so notwendige Gewerkvereinsbüdung einwirken; 
sie alle ziehen die Arbeiter von ihren wahren ökonomischen und 
sozialen Zielen und Zwecken ab und sind darum unter diesem 
Gesichtspunkt samt und sonders zu verwerfen. In Stuttgart wurde 
denn auch der Plan des Versicherungsbeamten G. J. Ritter, welcher 
die Arbeitslosenkasse auf Gegenseitigkeit in Vorschlag brachte, 
durch anwesende Arbeiter vom Standpunkt der gewerkschaft- 
lichen Versicherung aus sehr abfällig beurteilt '). Höchst ungünstig 
wird das Projekt auch von Schanz kritisiert; er weist nach, dass 
durch die Umgrenzungen, die der Verein vornimmt, effektiv nur 
die besten Risiken versicherungsfähig sind, dass aber die grosse 
Mehrzahl der Arbeiter, die dem Saisongewerbe angehört und Jedes 
Jahr eine Zeit lang stellenlos wird, ebenso alle diejenigen, bei 
denen häufiger Stellenwechsel in der Natur der Verhältnisse hegt 
(z. B. weitaus die Mehrzahl der Kellner), herausfallen, dass nur 
die Elite der Arbeiter und Beamten versichert wird, von denen 
der grösste Teil gar kein Versicherungsbedürfnis habe*). Die 
letzte Behauptung dürfte allerdings als etwas zu kühn erscheinen; 
denn auch die bessern und besten Arbeiter können im heutigen 
Wirtschaftsleben von der Arbeitslosigkeit heimgesucht werden und 
haben daher auch mehr oder minder ein Bedürfnis, sich für 
diesen Fall zu versichern*). Mit Recht aber sagt Schanz: wohl 
niemand wird die Ansicht gewinnen, dass der Zentralverein für 
Versicherung gegen unverschuldete Arbeitslosigkeit oder andere 
Privatunternehmen das Problem zu lösen vermögen "). — Für die 
gelernten Arbeiter wird also die gewerkvereinliche Arbeitslosen- 

t) Der genaue Beweis folgt unten S. 467 ff. 

2) Soziale Praxis VI. Jhrg. (Berlin 1897) Sp. 322 f. 

3) Schanz: Neue Beiträge S. 80. 

4) Vgl. oben S. 404 f. 

5) Schanz: Neue Beiträge S. 83. 
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Versicherung die einzig zwecli massige Versicherungsform bleiben, 
und was die ungelernten Arbeiter betrifft, deren Arbeitslosigkeit 
zu gewissen Zeiten und an gewissen Orten eine mehr als gewöhn- 
liche Ausdehnung annimmt, die ungelernten Arbeiter, die sich 
in wirksamen, allen Aufgaben, besonders der Arbeitslosenversiche- 
rungsaufgabe gerecht werdenden Gewerkvereinen nicht ^usammen- 
schliessen lassen, so muss deren Arbeitslosigkeit unbedingt unter 
dem Gesichtspunkt der Staats- und Gesellschaftshilfe betrachtet 
werden. Enge, mehr oder minder auf Freiwilligkeit basierte Ar- 
beitslosenkassen taugen also wieder nicht. Private Arbeitslosen- 
versicherungskassen haben also in keiner Hinsicht eine Zukunft. 
Sowohl was die gelernten wie was die ungelernten Arbeiter an- 
betrifft, muss die Bekämpfung ihrer Arbeitslosigkeit von unver- 
gleichlich grössern und allgemeinern Gesichtspunkten aus in Scene 
gesetzt werden, 

2, Die fakultative kommunale Arbeitslosenver- 
sicherung. 
Was haben wir von der auf freiwilligem Beitritt beruhenden, 
fakultativen Arbeitslosenversicherung kommunalen Charakters zu 
halten? Gestützt auf die mit solchen Versicherungskassen in Bern, 
Köln und Bologna gemachten Erfahrungen, müssen wir sagen: 
solche Kassen vermögen wohl den Notstand der Arbeitslosigkeit 
in den Städten, für welche sie errichtet sind, in etwa zu mildern 
und zu lindern, aber keineswegs zu beheben. Sie können in 
Wintern, für welche Zeit sie ja bisher nur gegründet sind, vor- 
trefflich wirken, weil sie eben den Aermsten der Armen, den 
untersten Schichten der Arbeiterschaft, den schlechtesten Risiken, 
welche sich solchen Kassen in Anbetracht ihrer in jener Jahres- 
zeit regelmässig eintretenden Arbeitslosigkeit anzuschliessen pflegen, 
über die traurigen Tage elnigermassen oder selbst gut hinweg- 
helfen; aber die grosse Mehrzahl der Arbeiter, zunächst alle die- 
jenigen, welche einem geringern Risiko der Arbeitslosigkeit aus- 
gesetzt sind, dann alle diejenigen, welche ihre Saisonarbeitslosig- 
keit nicht in den betreffenden drei oder vier Wintermonaten, sondern 
im Frühjahr, Sommer oder Herbst haben, bleiben unversichert 
und im Falle der Arbeitslosigkeit ununterstützt. Der Notstand 
der Arbeitslosigkeit als Ganzes würde also, selbst wenn allerwärts 
derartige fakultative Kassen errichtet würden, nicht erfasst. Dann 
aber haben diese Kassen noch andere Bedenken gegen sich. Den 
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Namen Versicberuiigskassen verdienen sie gar nicht; denn in 
ihrer Existenz sind sie nicht auf die minimalen Beiträge der sich 
angeblich versichernden Arbeiter, sondern ganz wesentlich auf 
fremde Zuflüsse: auf Beiträge der Arbeitgeber, der Gemeinden 
und der öffentlichen Wohlthätigkeit gegründet; sie sind also im 
Grunde nichts anderes als Armenunterstützungsanstalten und da- 
rum in ihrer Existenz gefährdet, sobald der Sinn der Wohlthätig- 
keit in den genannten Kreisen erlahmt und die Beiträge weniger 
reichhch fliessen, wie das die Erfahrungen in Bern ■) und neuer- 
dings auch in Köln*J zeigen. Die fakultative Arbeitslosenver- 
sicherung wird darum auch von den meisten, wenn nicht allen 
Nationalökonomen und Sozialpolitikern verworfen^). 

Immerhin entbehren diese Anstalten im Vergleich mit den 
entsprechenden obligatorischen nicht gewisser Vorzüge; sie tragen 
wenigstens, wie wir bemerkten, P"ürsorge für die Aermsten der 
Armen, denen, wie Hofmann, doch nicht ohne eine gewisse Ueber- 
treibung, sagt, das Damoklesschwert der Arbeitslosigkeit im Som- 
mer (?) fast wie im Winter über dem Haupte schwebt *), für jene, die 
im Winter immer öffentliche Verlegenheiten bereiten ^) ; und jene 
Fürsorge wird nicht bewirkt von andern Armen, welchen, wie bei 
der obligatorischen Versicherung, materielle Mittel zu Gunsten der 
Aermsten entzogen werden, sondern von den begüterten Kreisen 
der Gesellschaft, Und gerade dies ist zweifelsohne eine grosse Licht- 
seite der fakultativen kommunalen Arbeitslosenversicherung*). — 

Auch ist die Thatsache, dass nur die schlechten und schlech- 
testen Risiken sich diesen Kassen anschllessen, die bessern und 
besten ihnen aber fernbleiben, fiir die Beurteilung der ganzen 
Frage von der grössten Wichtigkeit; sie ist für uns ein vortreff- 

l) Vgl. Schani Neue Beitr. S. 65 f. — Soi. Ptax. VIII. Jg. (Leiprig 1899) Sp. 408 u. a. 
a) Conratef. Jahrb. III F. XVI. Bd. (Jena 1898) S. 683. 

3) Vgl. 1. B. G.Aältr: Voischläge zur kum muralen Arbeits! osenvetsjclierung, in 
Soi. I-rax. V. Jhi^. (Berlin 1896) Sp. 918. — E. Ho/mann: Die Arbeitslosenvetsiehe- 
rung in der Schweb, in Braun's Archiv VIII. Bd. (Berlin 1S95) S. 230. — Ders.: 
Der fiegenwSnige Stand der Arbeiwlosenversicherung in der Schiveiz, in Braun'% Archi» 
XIV. Bd. (Berlin 189g) S 128 — N. Buschmann a. a. O. S. 15. — M. von Htckil: 
Die Versicherung gegen Arbeiisloaigkeit im Kantou Baselsiadt, in Conrad'^ Jahrb. 
m. F. IX. lid Üena 1895I S m. — G. Siham : Versicherung gegen Arbeitslosigkeit 
in der Siadi Kuln, in Neue Beiträge S. 71. 

4) E. Ho/man« 1» Braun s Archiv VIII. Bd. S. 230- 

5) G Sehanz Neue BeiInge S. 71. 

6) Vgl. auch Schanz: ebd. S. 74. 
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lieber Fingerzeig für die möglichst zweckmässige Organisation der 
Arbeitslosenversicherung, sie lehrt überzeugend, dass die Ver- 
sicherung der bessern Risiken anders gestaltet werden muss als 
die der schlechtem, dass, um das von J. Wolff in der Frage be- 
liebte Bild zu gebrauchen, der Versicherungsrock fiir die gelernte 
Arbeiterschaft anders geschnitten werden muss, damit er sitzt, als 
für die halb- und ungelernten Arbeiter ^). Die Versicherung der 
gelernten Arbeiter muss, wie wir bereits wiederholt hervorgehoben 
haben, und wie wir noch genauer zeigen werden, dem jeweiligen Ri- 
siko der Kategorie entsprechend, der jeweilige Gewerkverein sein. 
Was aber die halb- und ungelernten Arbeiter betrifft, so wird für sie 
in anderer Weise Vorsorge getroffen werden müssen, sei es nun 
dass alLerwärts für sie nach dem Vorbild der kommunalen fakul- 
tativen Arbeitslosenversicherungskassen kommunale obligatorische 
Kassen, unter gesetzHch festgelegten Beiträgen der Arbeitgeber, 
der Gemeinde und des Staates, errichtet werden, oder dass für 
sie der modifizierte individuelle Sparzwang beliebt wird, oder aber 
die Arbeitssicherung bzw. Arbeitsbeschaffung nach der Anschauung 
von y. Wolff, nötigenfalls in Verbindung mit dem Sparzwang für 
den Fall, dass für einen Teil oder für alle keine oder nicht aus- 
reichende Arbeit zu beschaffen wäre. — Die wehere Kritik muss 
hierüber Klarheit bringen. 

3. Die Arbeitssic her u ng oder Arbeitsbeschaffung. 
Es tässt sich nicht leugnen, dass dem Gedanken der Arbeits- 
sicherung oder Arbeitsbeschaffung im Sinne von J. Wolff wie der 
Begründung dieses Gedankens ein gewichtiger Kern der Wahrheit 
innewohnt, und dass ihm daher in der Praxis so weit als irgend 
möglich Rechnung getragen werden soll: dass also so lange von 
entgeltlos dargereichten Arbeitslosenunterstützungen abzusehen 
ist, als sich für die Arbeitslosen geeignete Arbeiten, sei es für 
den Staat, sei es für die Kommunen, beschaffen lassen, selbst wenn 
sich diese Arbeiten nicht, oder augenblicklich nicht, bis zum vollen 
Werte der gereichten Löhne rentieren ; denn diese Arbeitslöhne 
erscheinen jedenfalls immerhin produktiver als die völlig entgeltlos 
gereichten Arbeitslosenunterstützungen : es entspricht ihnen doch 
immerhin eine mehr oder minder bedeutsame Leistung für das 
öffentliche Wohl, während den reinen Arbeitslosenunterstützungen 

1) 7. Wolff: ArbeitBlosenveodohening, b. a. O. S. 555. — VgU o. S. 431. 
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nichts entspricht. Zudem verbinden sich mit diesem Verfahren, 
wie Wolff mit Recht hervorhebt, eine ganze Reihe anderer Vor- 
teile: der Arbeiter bleibt nicht müssig wie bei der einfachen 
Arbeitslosenunterstützung ; seine körperliche und moralische Inte- 
grität bleibt in viel höherem Grade verbürgt; auch ermöglicht 
diese Form eine wirksame Kontrolle : der Arbeitsfähige muss in 
eklatanter Weise seine Arbeitswilligkeit dokumentieren; der Ar- 
beitsscheue kann sich nicht unter dem Deckmantel der Arbeits- 
losigkeit bequeme Unterstützungen verschaffen. Das alles für den 
Fall, sagt Wolff, dass die Arbeitsleistung hinter dem gezahlten 
Lohn zurückbleibt, was aber durchaus nicht bei allen Notstands- 
arbeiten zutreffe, besonders dann nicht, wenn man eine geeignete 
Kontrolle übe, die Arbeiter für die Arbeit einigermassen zu in- 
teressieren wisse und endlich die Arbeitsobjekte zweckentsprechend 
auswähle '), — Und übrigens darf man über der materiellen Aus- 
gabe und dem wirtschaftlichen Erfolg nicht immer den wertvollem 
sozialen Erfolg vergessen, der vielleicht vielfach höher anzuschlagen 
ist als der rein materielle : denke man nur, welch eine eminent 
soziale Wirkung erzielt würde mit gut durchgeführten Sanierungs- 
arbeiten in unsern grössern und grössten Städten, mit einer Lösung 
der Arbeiterwohnungsfrage durch die Arbeitslosen frage, d, h. durch 
Verbesserung der Wohnungen der Arbeiter und die Errichtung 
von Arbeiterhäusern unter Beschäftigung der arbeitslosen Tage- 
löhner (Handlanger u. s. w.) sowie der arbeitslosen Bauarbeiter; 
u. a, dgl. m. Und dass sich derartige, der Arbeiterklasse selber 
und der Gesellschaft zum Nutzen gereichende Notstandsarbeiten 
auf dem Lande wie in den Städten, wenn auch mit gewissen 
Schwierigkeiten, durchführen lassen, beweist klar die Geschichte 
der Notstandsarbeiten*). 

Der Forderung Wolff's entspricht auch das im September 
1S94 von Seiten des preussischen Ministeriums des Innern an Kreise 
und Gemeinden ergangene Schreiben , worin das Ministerium 
auf Massregeln aufmerksam machte , um dem Entstehen weit- 
verbreiteter Arbeitslosigkeit vorzubeugen und die Wirkungen eines 
unvermeidlichen Arbeits mang eis zu mildern. Wie der Staat so 

I) 7. Wolf: Arbeitsbsenversichenuig, a. a. O. S. 553. 

a) Vgl. dafiir die von Wolf aus England (l86!/65) und Preussen (1867) mitgc- 
leilCen Thalsachen, sowie dasjenige, was uns yultn Burm (The Unemployed, Lon- 
don 1S93) berichtel. — 7. Wolff: Die Arbeiislosigkeit und ihre Bekämpfung S. 25/29. 
~ Ders.: Arbeilsloseuverächerung, a, a. 0. S. 554/55. 
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hätten auch die kommunalen Vertretungen in ihrer Eigenschaft 
als Arbeitgeber die Pflicht, der Arbeitslosigkeit nach Kräften da- 
durch entgegenzuwirken, dass sie allgemein und planmässig auf 
eine zweckmässige Verteilung und Regelung der für ihre Rech- 
nung auszuführenden Arbeiten Bedacht nähmen. Insbesondere 
sei darauf zu sehen, dass die Arbeiten, die nicht unbedingt an 
die Jahreszeit oder an bestimmte Termine gebunden seien, mög- 
lichst in solche Monate verlegt würden, in denen Mangel an Ar- 
beitsgelegenheit zu befürchten sei. Das gelte namentlich von 
aolchen Arbeiten, bei denen auch nichtgelernte Arbeiter Verwen- 
dung finden könnten '). ■— 

Es ist also keine Frage : soweit den ungelernten Arbeitslosen 
(denn um diese handelt es sich hier nur), vor allem den Tage- 
löhnern (Handlangern u. s. w.) wie auch den Bauarbeitern, statt 
Arbeitslosenunterstützung Arbeitsgelegenheit von selten des Staates 
und der Kommunen geboten werden kann, soll sie ihnen geboten 
werden. 

Aber eine offene Frage bleibt es immer, ob gerade dann, 
wenn der Notstand der Arbeitslosigkeit sich geltend macht, diesen 
Arbeitslosen auch wirklich Arbeit gegeben werden kann. Die 
meisten dieser Leute werden im Winter arbeitslos und zwar durch 
den Winter, weil derselbe durch seine Witterungsverhältnisse die 
Ausführung einer grossen Anzahl Arbeiten verhindert, und zwar 
gerade jene Arbeiten, an die y. Wolff zunächst und vor allem 
denkt: Erdarbeiten, Wasser arbeit en , Bauarbeiten u. dgl, Staat 
und Gemeinde können da auch nicht den Hexenmeister spielen; 
es ist auch ihnen gerade wegen der winterlichen Witterungs Ver- 
hältnisse unmöglich, derartige Arbeiten ausführen zu lassen. Ist 
aber der Winter vorüber oder zeichnet er sich durch besondere 
Milde aus, so pflegt sich für jene Arbeitslosenkategorien auch 
wieder von selbst die Arbeit in Privatdiensten einzustellen. Kurzum : 
mit dem Gedanken und Vorschlage Wolff's, so wertvoll derselbe 
ist und so sehr man ihn begrüssen muss, wann und soweit er 
sich ausführen lässt, kommen wir doch nicht ganz aus; es muss 
demnach noch an eine andere Form der Fürsorge für den Fall 
der Arbeitslosigkeit jener besondern Arbeiterkategorien gedacht 
werden: also an irgend eine Form der Versicherung, die wenigstens 
dann in Wirksamkeit tritt, wenn sich die Wolff'sch^ Arbeitssiche- 

I) Vgl. b. G.AdUr.- Arbeitslosigkeit, a. a. 0. S. 936; vgl. auch ebd. S. 930 f. 
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rung nicht ermöglichen lässt. Uebrig bleiben noch die obliga- 
torische Arbeitslosenversicherung und der individuelle Sparzwang, 
Es fragt sich, was wir von ihnen zu halten haben. 

4. Der individuelle Sparzwang, 
Von vornherein ist klar: soweit der individuelle Sparzwang 
als eine Vorkehrung von allgemeiner und umfassendster Bedeu- 
tung gedacht ist, d. h. für die Gesamtheit aller Arbeiter: für die 
gelernten und die ungelernten (und als solche wird er von seinem 
Urheber, Sckans, gedacht) ^), ist derselbe abzulehnen. Für die 
gelernten Arbeiter kann er nicht in Betracht kommen; für sie ist 
und bleibt, wie wir sehen werden, die gewerkvereinliche Arbeits- 
losenversicherung die einzige zweckentsprechende Versicherungs- 
form, die durch keine staatliche oder kommunale Zwangssparkasse 
beeinträchtigt werden darf. Dass sie aber durch eine solche be- 
einträchtigt würde, liegt auf der Hand: der Sparzwang würde ja 
den Arbeitern oder ihren Gewerkvereinen materielle Mittel rauben, 
die sie jeder/.eit behufs einer wirksamen Lohn- und Arbeitspolitik 
zur freiesten Verfügung haben müssen ; beim Sparzwang aber hätten 
die Arbeiter und ihre Vereine die ersparten Guthaben nicht zur 
freiesten Verfügung, wenigstens dann nicht, wenn der von Del- 
brück^) vorgeschlagene und von Sckanz^) acceptierte und weiter 
ausgebaute Modus beliebt würde, dass die ersparten Guthaben 
im Falle eines Streikes gesperrt bleiben sollen, wenn die Arbeiter 
den Streik proklamieren, ohne vorher die Streitsache an eine 
Einigungskammer gebracht zu haben, oder wenn sie sich weigern, 
an dem Einigungsverfahren sich zu beteiligen, oder wenn sie dem 
Schiedsspruch sich nicht unterwerfen. Dass auf diese Weise den 
Arbeitern und ihren Vereinen bis zu einem gewissen Grade die 
Hände gebunden werden, liegt vor Augen. Indes was schwerer 
wiegt: ein allgemeiner Sparzwang würde den Fortschritt der Ge- 
werkvereinsbildung hemmen und die geschaffenen Gewerkvereine 
wieder zerstören: alle indolenten Arbeiter — und ihre Zahl ist 
eine nicht geringe — würden, wenn sie sich auf dem Wege des 
individuellen oder modifizierten individuellen Sparzwangs unter 
Mithilfe der Arbeitgeber, der Gemeinden, des Staates gegen Ar- 
beitslosigkeit versichert sähen, den Gewerkvereinen fernbleiben 

1) Vgl. Schanz: Neue Beilräge S. 21 u. a. 

2) M. Delbrück in Preuss. Jahrb. $5. Bd. S. 199. 
3I Schani; Neue Beiträge S. 4 f. 
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oder ihnen wieder den Rücken kehren ; im Falle der Arbeitslosig- 
keit würden sie dann mit ihrem Arbeitsangebot auf die Lohn- 
höhe und die Arbeitsbedingungen drücken ; die so berechtigte Lohn- 
und Arbeitspolitik der Gewerkvereine wäre unmöglich gemacht, 
und diese selbst würden in kürzester Frist hinsiechen. Mit Recht 
sagt darum F. W. Foerster: den Gewerkschaften würde auf dem 
Wege des Sparzwangs ihre entscheidende Aufgabe genommen*). 
Der individuelle Sparzwang würde den Gewerkvereinen, wenn auch 
nicht unbedingt das Rückgrat'') brechen, so doch das Hauptele- 
ment ihrer Lebenskraft rauben und die Arbeiter leicht in zu grosse 
Abhängkeit von den Unternehmern bringen. 

Man kann also Schanz nicht beistimmen, wenn er sagt: 
mein Vorschlag greift am wenigsten in das Arbeiterverbands- 
wesen ein; er stört die Gewerkvereine und Gewerkschaften nicht 
in der Verfolgung ihres Zieles um Besserung ihrer Lage; er 
raubt ihnen auch nicht ganz die Aufgabe der Arbeitslosenunter- 
stützung, indem sie eine Zusatzversicherung zu schaffen vermögen 
für den Fall, dass das Sparguthaben zu rasch erschöpft ist '). 
— Wertvoll ist in diesem Ausspruche immerhin das Zugeständ- 
nis, das Schanz macht, dass er die Arbeitslosenunterstützung als 
.eine Aufgabe der Gewerkvereine anerkennt, und dass sein Spar- 
zwang ihnen diese Aufgabe, wenigtens zum Teile, raubt. Mit 
dieser Einräumung erklärt er im Grunde selber den individuellen 
Sparzwang als nicht angängig, soweit derselbe die G e werk Vereins- 
arbeiter fassen will. Was die sog. Zusatzversicherung betrifft, 
auf die Schanz des öftern zu sprechen kommt*), so wird man 
bei einem allgemeinen Sparzwang wohl kaum an die Möglichkeit 
einer solchen, wenigstens auf der ganzen breiten Grundlage der 
Gewerkvereiiie, glauben können. Woher sollte die Mehrzahl der 
Arbeiter die Mittel nehmen zum Luxus der Doppelversicherung P 
Viele Sozialpolitiker verwerfen ja selbst den Sparzwang, weil sie 
sich sagen, dass die Arbeiter nicht imstande seien, Mittel für 
weitere Arbeiterkassen aufzubringen, und Schanz selbst muss den 
kärglichen Verdienst vieler Arbeiter zugeben, der kaum ausreicht, 
um seine und seiner Familie Lebensbedürfnisse zu bestreiten *), 

1) P. W. Foersllr a. a. O. S. 27. 

2) Vgl. o. S. 398. 

3) Schanz: Die Arbeitslosenversicherung u. die deutsche Volkspartei, a. a, O. S. 511. 

4) Vgl. noch Sckans: Zur Frage S. 194 und Neue Beiträge S. 21. 

5) Schanz: Neue Beitrage S. lö. 



,:jb.Google 



444 ^'- F™"^ Kempel: [lo] 

Der verdiente Nationalökonom wird also kaum an dem Gedanken 

der Doppelversicherung festhalten können. Und welchen Wert 
hätte dieselbe auch unter dem Gesichtspunkt der Lohn- und Ar- 
beitspolitik der Gewerkvereine, da doch erwiesenermassen der 
Sparzwang diese Lohn- und Arbeitspolitik unmöglich macht? Es 
ist also auch nicht zutreffend, wenn Scham gegen Herkner, der 
die Gewerkvereine nach Verlust ihrer Grundaufgabe, der Arbeits- 
losenversicherung, mit Recht als Karrikaturen, als reine Kampf- 
und Streikvereine bezeichnet hatte '), bemerkt, dass er weit ent- 
fernt sei, sie aus einer Aufgabe, die ihnen naturgemäss gebühre (!), 
herauszudrängen, sie zu Karrikaturen zu machen; im Gegen- 
teil, er wolle sie darin unterstützen, ihre Leistungsfähigkeit er- 
höhen »). 

Gegen den individuellen Sparzwang spricht also, soweit die 
gelernten Arbeiter in Betracht kommen, ganz und gar die Grund- 
aufgabe der Gewerkvereine: die gewerkvereinliche Arbeitslosen- 
versicherung ; an eine Verquickung beider miteinander im Sinne 
von Sckans ist also nicht zu denken. Ein allgemeiner individueller 
Sparzwang würde das Gewerkvereinswesen lahm legen ; für die 
gelernten Arbeiter ist er darum abzulehnen. 

Er könnte also nur noch für die ungelernten Arbeiter und. 
für die Bauarbeiter, welche wegen ihrer, die ganze Masse der 
Arbeiter beschäftigungslos machenden Saisonarbeitslosigkeit kaum 
eine Arbeitslosenversicherung auf gewerkvereinhcher Grundlage 
einzurichten vermögen, in Betracht kommen. Es fragt sich also: 
ist er für diese Arbeiterkategorien möglich und zweckmässig, oder 
erscheint eine öffentlich-rechtliche, obligatorische Arbeitslosenver- 
sicherung für sie eher angezeigt? Denn nur diese bleibt noch 
übrig, wenn wir den individuellen Sparzwang nicht acceptieren '). 

1) Ä Hirknir: Arbeitslosen Versicherung und Spaizwang, in Soi. Prax. V, Jhtg. 
(Berlin iSg6) Sp. 1038. 

2) Scham: Neue Beiträge S. «i. 

3) Für die Bauarbeiter, die im Winter alle arbeitslos werden, kann man aller- 
dings noch an einen korporativen Spariwang denken; aber da wir für die ungelernten 
Arbeiter und die Bauarbeiter den individuellen Sparzwang nicht verwerfen werden 
(vgl. S. 112 ff.), so kommt ein korporativer Zwang für diese Kategorie kaum in Be- 
tracht. Auch dürfte derselbe aus ähnlichen Gründen, wie die obligatorische Arbeits- 
losenversicherung, von der er sich kaum wesentlich unterscheiden würde, — im Grunde 
■wäre er eine solche, lugescbnitten allein auf diese Arbeiterschicht! — bedenklich er- 
scheinen. Eher diskulierbar wäre dann noch ein korporativer Sparptoiess auf freiwil- 
liger Grundlage, d. h. eine gewerkvereinliche Selbstversicherung der Bauarbeiter. 
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Zunächst nehmen wir kein Bedenken, zu erklären, dass, so- 
bald die halb- und ungelernten Arbeiter sich einer wirksamen, 
allen Aufgaben, besonders auch derjenigen der Arbeitslosenver- 
sicherung, gerecht werdenden Gewerkvereinsbüdung fähig erweisen 
würden, auch in Hinsicht auf sie der individuelle Sparzwang ab- 
zulehnen wäre ; denn es ist nicht einzusehen, warum sie prinzi- 
piell anders zu stellen wären als die gelernten Arbeiter; haben 
sie doch ganz dasselbe Interesse an einer wirksamen Lohn- und 
Arbeitspolitik wie jene ! -Aber leider sind vorderhand,, wie es die 
Erfahrungen bestätigen, und wie es fast allgemein zugegeben wird '), 
die Aussichten auf eine wirksame Gewerkvereinsbüdung der halb- 
und ungelernten Arbeiter nicht gegeben oder sehr gering. Für 
sie muss darum wohl oder übel, mögen sich auch gewisse Nach- 
teile daraus für jene Arbeiterkategorien ergeben, denen die ge- 
lernten Arbeiter entgehen, ein anderer Modus der Versicherung 
gesucht werden: individueller Sparzwang oder obligatorische Ar- 
beitslosenversicherung. 

Was zunächst den individuellen oder modifizierten individuellen 
Sparzwang anbetrifft, so besitzt derselbe im Vergleich mit der 
obligatorischen Arbeitslosenversicherung zweifelsohne eine solche 
Reihe von Vorzügen, dass man ihm eine weitaus günstigere Pro- 
gnose stellen muss als ersterer. 

Die schwierige und peinliche Unterscheidung verschuldeter 
und unverschuldeter Arbeitslosigkeit kann beim individuellen Spar- 
zwang fallen gelassen werden ; es ist nur der Nachweis der Ent- 
lassung erforderlich, gleichgültig, ob sie vom Arbeitgeber oder 
Arbeitnehmer herbeigeführt ist: denn der Arbeiter verzehrt ja 
sein eigenes Guthaben*). Der Sparzwang hat auch unstreitig eine 
eminent erzieherische Bedeutung: der dem Guten zugeneigte Ar- 
beiter wird seine Stelle zu behalten und sein Guthaben zu schonen, 
womöglich immer weiter zu vergrössern suchen; er wird Freude am 
Sparen gewinnen. Auch bei Streiks ist kein Grund vorhanden, 
dem Arbeiter die ihm gehörenden Gelder vorzuenthalten. 

Man kann darum auch den von Delbrück vorgeschlagenen 
und von Sckans angenommenen und weiter ausgeführten Modus 

1) Vgl. die abweicliende , stark optimistische Anschaanng F. W. FoerUir's o. 
S. 42'- 

2) Was das von Diürück vorgeschlagene, von Schanz in seinen Neuen Beiträgen 
aceeptierte einigungsamtliche Verfahren, wenigstens i m Slreikfall, betrifft (s. oben S. 442), 
so erfolgt unten S. 44Ö IT, eine Ablehnung desselben. 
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nicht wohl gutheissen, der darauf hinausläuft, die Sparguthaben 
den Arbeitern vorzuenthalten, wenn dieselben einen Streik pro- 
klamieren, ohne vorher die Streitsache an eine Einigungskammer 
gebracht zu haben ^), Denn ist schon der Sparzwang an sich 
etwas, das bis zu einem gewissen Grade mit der Freiheit des 
Arbeiters nicht recht harmoniert, in den Augen einiger Soiial- 
politiker mit derselben so stark kontrastiert, dass sie dieserhalb 
den Sparzwang a limine ablehnen'), so gewinnt er Jenen Cha- 
rakter erst recht bei jenem neuen Modus. Und doch hatte Schone 
früher gerade die freie Verfügung des Arbeiters über seine Spar- 
summe, auch im Streikfall, als einen Hauptvorzug seines Vor- 
schlags bezeichnet*). Bei jenem Verfahren aber bedeutet der 
Sparzwang eine ungleich grössere Beschränkung des freien Ver- 
fügungsrechtes des Arbeiters über seine Erwerbnisse, insofern 
die Verwendung derselben von einer richterlichen Entscheidung 
abhängig gemacht wird. Der mögliche Einwand, es werde nicht 
über den einzelnen Arbeiter und seine Ersparnisse, sondern über 
die Streikgenossenschaft zu Gericht gesessen, kann nicht wohl 
als stichhaltig erscheinen, da der einzelne Arbeiter in der Ge- 
nossenschaft nicht mit seiner Person untergeht, vielmehr in der- 
selben und durch sie eine Erhebung und Kräftigung seiner Per- 
sönlichkeit erfährt, weil er korporativ etwas geltend zu machen 
vermag, was er individuell entfernt nicht kann. Zudem besteht 
die Genossenschaft aus gereiften Männern, die ihre ökonomischen 
und sozialen Interessen am besten verstehen. Damit soll über 
den Wert eines von den Parteien frei angerufenen Einigungsamtes 
kein Urteil gesprochen sein; es soll nur die Freiheitsbeschränkung 
der Arbeiter und der Druck abgelehnt werden, der von vornherein 
dadurch auf sie ausgeübt wird, dass man sie durch Einbehaltung 
ihrer Ersparnisse zwingt, das Rinigungsamt anzurufen. Auch würde, 
wenn das Delbrück- Schans'schG Verfahren beliebt würde, der 
Hauptvorzug des individuellen Sparzwangs, auf den 5irÄa«5 früher 
ein so ausserordentliches Gewicht legte, der Vorzug, den er darin 
erblickte, dass der individuelle Sparzwang die so überaus heikle 
Schuldfrage ganz umgehen lasse ^), entschwinden und letztere hier 
plötzlich, wie Adler Sckans gegenüber mit Recht bemerkte, wieder 

1) Vgl. oben S. .142. 

2) Vgl. I. B. F. IV, FoirsUr a. a. O. S. 27. 

3) Schata: Zur Frage S. 188. 

4) Schan%: Zur Fiage S. 188 u. a. 
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auf der Bildfläche erscheinen'). Unter allen Umständen müssten 
darum im Streikfall die eigenen Ersparnisse der Arbeiter freige- 
geben werden; über die fremden Zuschüsse mag man allenfalls 
in der vorgeschlagenen Weise befinden. 

Wir glaubten dies bemerken zu müssen, um mehrere be- 
deutsame Vorzüge des individuellen Sparzwangs, die bei dem 
Delbrück-Schans' schca Modus verloren gehen, zu retten und da- 
mit den Sparzwang selber als annehmbarer erscheinen zu lassen. 

Auch muss man sehr wohl die allzu grosse Ungleichheit be- 
denken, welche durch die Del^rück-Sckam'&ch^ Einrichtung zwischen 
den durch den individuellen Sparzwang gegen Arbeitslosigkeit ver- 
sicherten Arbeitern, den ungelernten, und den durch die gewerk- 
veteinliche Arbeitslosenversicherung versicherten Arbeitern, den 
gelernten, künstlich geschaffen würde : während letztere im Streik- 
fall völlig freie Hand hätten und ihre Arbcitslosenversicherungs- 
kasse ganz nach Gutdünken verwenden und nutzen könnten, wären 
den Arbeitern des individuellen Sparzwangs durch ihre Abhängig- 
keit von dem einigungsamtJichen Verfahren die Hände gebunden. 
So verbietet sich also auch unter dem Gesichtspunkt möglichst 
sozialer Gleichberechtigung der verschiedenen Arbeiterkategorien 
der Delbrück-Schanz' sehe Modus. 

Weiterhin brauchte sich der Arbeiter beim individuellen Spar- 
zwang, um in der Betrachtung der Vorzüge desselben fortzu- 
fahren, nachgewiesene Arbeit nicht gefallen zu lassen. Auch be- 
wahrt der Arbeiter sein Interesse , baldmöglichst wieder Arbeit 
zu finden, da er seine Mittel zusetzt. Ferner können die bei der 
Arbeitslosenversicherung unerfreulichen Kontrollen auf ein Mini- 
mum beschränkt werden: man kann die tägliche Meldung zum 
Appell fallen lassen, kann über etwaige Nebenverdienste hinweg- 
sehen u. s. w. Der Sparzwang belastet sodann nicht diejenigen, 
die seltener arbeitslos werden oder später ganz aus der Arbeits- 
stellung ausscheiden. Was der tüchtigere und fleissigere Arbeiter 
zusammenspart, spart er für sich zusammen, nicht für die untüch- 
tigem, Öfter arbeitslos werdenden. Die individuelle Selbstverant- 
wortlichkeit wird nicht unterdrückt, sondern gestützt, geleitet und 
gekräftigt. Es entfallen die schweren Strafen der obligatorischen 
Arbeitslosenversicherung; notwendig sind höchstens nicht ent- 
ehrende Ordnungsstrafen. Es bedarf ferner keiner neuen Organi- 



1) Adlir in Couraiti Jahrb. III. F. XV. Bd. (Jena 1898) S, 79g. 
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sation, keiner neuen Vermögensverwaltung, keines neuen Admini- 
strationsrades, keiner erheblichen Kosten. Der Modus ist leicht 
durchführbar: ungenaue statistische Unterlagen sind nicht von 
Belang, die schwierige Abstufung nach dem Risiko entfällt; es 
brauchen nur die ausgesprochenen Saisonhandwerke besonders 
herausgegriffen zu werden u. s. w. *). 

Mag auch Frankenstein Recht haben, wenn er sagt, dass 
Schanz die Vorteile, die er vom Sparzwang erwartet, in ein zu 
günstiges Licht gestellt , dagegen die Bedenken , die er gegen 
die Arbeitslosenversicherung vorbringt, zu pessimistisch geschil- 
dert habe'), so kann doch nicht geleugnet werden, dass die 
Wage der Entscheidung viel eher auf die Seite des individuellen 
Sparzwangs neigt als auf diejenige der obligatorischen Arbeits- 
losenversicherung, wie wir bei einer Beurteilung der letztern sehen 
werden. Vorurteilslose Kritiker erkennen denn auch unumwunden 
die bedeutend grössere Einfachheit und leichtere Durchführbar- 
keit des individuellen Sparzwangs an, sogar G. Adler, dieser ent- 
schiedenste Verfechter der obligatorischen Arbeitslosenversiche- 
rung^). Nach Gustav Schmoller hat der Sckans'schs Vorschlag 
geradezu etwas Verführerisches an sich, und er sucht dies näher 
zu begründen *). Und nach E. Hofmann wird der Scham'sc\\& 
Sparzwang dem Sonnemann' sehen Gebilde, d. i. den revidierten 
Grundzügen eines Reichsgesetzes zur kommunalen Versicherung 
gegen Arbeitslosigkeit, unbedingt den Rang ablaufen; für alle 
Fälle habe die Idee eine Zukunft, im Sparzwang werde man einst 
ein Mittel zur Linderung des Schreckens der Arbeitslosigkeit er- 
bhcken ^). 

Da sich also voraussichtlich die obligatorische Arbeitslosen- 
versicherung, wie für die gelernten, so auch fiir die ungelernten 
Arbeiter als unthunlich herausstellen wird"), für die ungelernten 

1) Vgl. S<hai:%: Zur Frage S. 188/9O. — Ders.: Arbeitslosenversicherung und 
die -deutsclie VolksparteL, a. a. O. S. 5». 

2) K. Frankinsliin in BesprechunE der ÄÄans'schen Schrift : Zur Frage, in Franken- 
stein'i Vierleljahreschr. für Slaalä- und Volkswirtschaft V. Bd. (Leipzig 1897) S. I02. 

3) G. Adler: Die Frage der Arbeitslosenversicherung in ihrem gegenwärtigen Stand, 
in Soi. Prax. V. Jhrg. Sp. II98. 

4) G. Schmoülr in der Kritik der Äiuni'schcn Schrift; Zar Frage, in Schmolltr's 
Jahrb. XX. Jhrg. (Leipzig 1896) S. 319. 

5) E. Hofiaann in der Beurteilung des SfAoHs'schen Buches; Neue Beiträge, in 
Br^un's Archiv X. Bd. (Berlin 1897) S, 814. 

6) Vgl. unten S. 449 «. 
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Arbeiter aber auch weder Privat Versicherungen noch die fakul- 
tative kommunale und noch weniger die ge werk vereinliche Arbeits- 
losenversicherung in Betracht kommen können, so erscheint uns 
der individuelle Sparzwang schon jetzt als allein übrig bleibend 
fiir eine zweckmässige Versicherung der halb- und ungelernten 
Arbeiter und der Bauarbeiter für die Fälle, in denen einer Ar- 
beitslosigkeit derselben nicht auf dem Wege der Arbeitssicherung 
oder Arbeitsbeschaffung von selten der öffentlichen Körper, der 
Gemeinden oder des Staates, abgeholfen werden kann. 

5. Die obligatorische Arbeitslosenversicherung. 

Was die allgemeine obligatorische Arbeitslosenversicherung 
betrifft, so erscheint uns dieselbe bei genauerer Betrachtung als 
das unthunlichste aller bisher besprochenen Versicherungsprojekte 
und selbstverständlich auch unthunlicher als die noch genauer 
zu besprechende Arbeitslosenversicherung auf gewerkve reinlicher 
Grundlage, welche uns ja bisher schon, wenigstens für die ge- 
lernten Arbeiter, als Ideal der Versicherung erschienen ist. 

Schon bei der äussern Organisation der Versicherung tauchen 
eine Unmenge von Fragen auf, die mehr oder minder schwer zu 
lösen sind, die aber nicht unbedingt unlösbar erscheinen, und die 
wir darum, anschliessend an die eingehendere Untersuchung von 
Schanz ^), nur in ganz grossen Strichen andeuten wollen. 

So fragt sich zunächst : wer soll dem Versicherungszwang 
unterstellt werden : die Arbeiter, die mit der Arbeitslosigkeit auch 
stellenlos sind oder auch die (kleinem) Unternehmer, die mit Ar- 
beitslosigkeit nicht gerade stellenlos genannt werden ? Die Praxis 
hat sich bisher nicht mit letztern befasst. Beschränkt man aber 
die Versicherung auf die reinen Arbeiter, so fragt sich: sollen 
alle diejenigen, die gegen einen, eine gewisse Höhe nicht über- 
steigenden Lohn thätig sind, in die Versicherung einbezogen 
werden: also etwa die alters- und invalidenversicherungspflichtlge 
Bevölkerung, also auch die landwirtschaftliche und die weibliche 
im Lohndienstverhältnis stehende Bevölkerung? Die Einbeziehung 
der beiden letzten Kategorien macht aber grosse Schwierigkeiten : 
die weiblichen Lohnarbeiter sind nicht regelmässig beschäftigt, 
sodass für sie die Versicherung bei nicht genügend bezahlten 
Beiträgen wirkungslos wird; die erstere aber kann wegen ihrer 

I) G. Scham: Zar Frage S. 15^/68. 

M 29 
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geringen Löhne zu den bereits bestehenden Versicherungslasten 
kaum eine neue auf sich nehmen; auch würde die Versicherung 
den Trieb zu Nebenbeschäftigung im Winter, die sich den Land- 
arbeitern leicht bietet, lähmen'). Eine weitere schwierige Frage 
ist, wenn man über die vorstehenden eine Entscheidung getroffen: 
wie soll der Versicherungsverband abgegrenzt werden? soll die 
Versicherung eine staatliche oder eine kommunale sein ? Ent- 
scheidet man sich für erstere, so fragt sich : soll zu den drei ge- 
trennt funktionierenden Arbeiter Versicherungsorganisationen nun 
noch als vierte davon getrennte die Arbeitslosenversicherungsor- 
ganisation hinzutreten oder soll letztere an eine der bereits be- 
stehenden angelehnt werden? Eine Anlehnung an die Alters- 
und Invalidenversicherung ist nicht möglich, weil derselben der 
Unterbau fehlt für die zahlreichen, möglichst lokal zu entschei- 
denden Fragen im Falle der Arbeitslosigkeit (die Verschuldungs- 
frage, die Kontrolle der Arbeitslosen, den Einbezug der Beiträge, 
den Arbeitsnachweis u. s. w.); es müssten darum zuerst grosse 
Veränderungen in der Organisation jener Versicherungsanstalten 
(Errichtung von Bezirksstellen u. s. w.) vorgenommen werden. 
Auch die Anlehnung an die Unfallversicherung, die Uebertragung 
der Arbeitslosenversicherung an die Berufsgenossenschaften, so 
grosse Lichtseiten dieselbe auch hätte (leichte Berücksichtigung 
der Risikoverschiedenheit, grosse Gefahrengemeinschaften, wirk- 
same Kontrolle, wirksamer Arbeitsnachweis u. s. w,), erscheint 
doch als unthunlich: ein grosser Teil der gewerblichen und kom- 
merziellen Gehilfen, die der Arbeitslosenversicherung zu unter- 
stellen wären, ist der Unfallversicherung nicht unterstellt und wider- 
strebt derselben aufs entschiedenste. Am leichtesten noch er- 
scheint die Anlehnung an die Krankenversicherung, aus mannig- 
fachen Rücksichten: es würden die getroffen, welche eine Für- 
sorge für den Fall der Arbeitslosigkeit am meisten bedürfen ; die 
Krankenversicherung hat die An- und Abmeldung des Arbcitsein- 
und -austrittes organisiert; die Kassen haben einen lokalen Cha- 
rakter, berücksichtigen zum Teil den Beruf, was eine Abstufung 

i) Allerdings würde bei der Watschen Arbeitssicherimg ein Zwang lur An- 
nabme von NotsUndaarbeiten auch auf dem Lande ausgeübt , aber priniipietl doch 
nur dann und nur so weil, wenn und inwieweit sieb Arbeit in ftivaldiensten nicht 
findet. Solange nur immer die Selbstverantwortlicbkeit und Selbstfüraorge eihalten 
werden kann, soll sie etballen werden. Der Zwang ist iininerbin ein Uebel, wenn 
auch oft ein geringeresl — VgL auch oben S, 415 f. 



D,B,i..äb,Googlc 



fl?! ^'^ iweckmfissigGle Form der ArbeitslosenversLcherDiig, ^c I 

des Risiko's erleichtert. Indes hätte auch diese Verbindung ihre 
Schatten: die Kassen sind in vielen Fällen zu kleine Verbände 
und vermöchten darum für die Arbeitslosen nicht aufzukommen; 
bei den Gemeindekrankenkassen fehlt die Berufsgliederung u. s. w. 
Eine staatliche obligatorische Arbeitslosenversicherung müsste man 
also wohl oder übel auf eigene Füsse stellen, was augenschein- 
lich mit den allergrössten Schwierigkeiten verknüpft wäre. Am 
gangbarsten wäre darum wohl noch die kommunale obligatorische 
Arbeitslosenversicherung: etwa in Orten mit loooo und mehr Ein- 
wohnern unter zwangsweiser Einbeziehung von Nachbargemeinden 
mit zahlreicherer Arbeiterbevölkerung, sei es nun dass diese Orte 
selbständige Versicherungsanstalten schaffen oder die Kranken- 
kassen mit der Aufgabe betrauen; in den örtlichen Grenzen sind 
eben die Fragen der Verschuldung, der Arbeitslosenkontrolle, des 
Arbeitsnachweises u. a. viel eher zu lösen (obwohl sie, wie wir 
sehen werden, aus innern Gründen auch da kaum zu lösen sind). 
Es fragt sich aber noch weiter: wer soll die Kosten der Ver- 
sicherung tragen? die Arbeiter allein oder auch die Arbeitgeber, 
die Gemeinden, der Staat ? Und nach welchem Verhältnis sollen 
die Arbeiter oder die verschiedenen Arbeiterkategorien zahlen? 
Es führt dies auf die immense Schwierigkeit der Risikoverschie- 
denheit, eine Schwierigkeit innerer Natur, die wir noch genauer 
zu erwägen haben. Und nach welchem Verhältnis sollen Arbeiter, 
Arbeitgeber, Gemeinden, Staat belastet werden P Mathematisch 
genau kann das nicht entschieden werden, sondern nur nach billigem 
Ermessen u. s. w. 

Kurz gesagt: wir erkennen: schon bei der äussern Organi- 
sation dieser Arbeitslosenversicherung tauchen eine Unmenge von 
Fragen auf, welche Schwierigkeiten bedeuten, die mehr oder minder 
schwer zu lösen sind. Indes als absolut unüberwindbar erscheinen 
dieselben nicht, wenigstens nicht der grössere Teil derselben, 
mögen sie auch nur mit vieler Mühe überwunden werden können*). 
Sie bilden darum auch keine durchschlagenden Gegengründe gegen 
die Einrichtung obligatorischer Arbeitslosenversicherungen. Aber 
schlechterdings unüberwindbar erscheinen die Schwierigkeiten und 
Misslichkeiten innerer (psychologischer) Natur, jene Schwierig- 
keiten und Misslichkeiten, die eine allgemeine obligatorische Ar- 
beitslosenversicherung als innerlich unwahr und darum in der 

i) ^nige derselben sind allerdings »us innem Gründen Kblecbteidings unlösbar. 
[2«] 29« 
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Wirklichkeit nicht oder wenigstens nicht auf die Dauer haltbar 
erscheinen lassen. Auf sie werden wir also in dieser Kritik unser 
besonderes Augenmerk zu richten haben. 

a) Die RUikDverschiedenheit oder dsE Fehlen d«r So lidaii tat. 
Wohl die Hauptschwierigkeit innerer, psychologischer Natur, 
die von allen am meisten durchschlagende Kraft besitzt, ergiebt 
sich aus der Risikoverschiedenheit der einzelnen Arbeiter oder 
Arbeiterkategorien in Hinsicht auf die Arbeitslosigkeit oder dem 
Fehlen der Solidarität der Arbeiter im Punkte der obligatorischen 
Arbeitslosenversicherung. Viele werden ihr Leben lang nicht 
arbeitslos ; man kann diese also nicht bluten lassen zu Gunsten 
derjenigen, die oft, vielleicht in Jedem Jahr mehrmals, arbeitslos 
werden. Es kann darum von einer wirksamen Gefahrengemein- 
schaft bei der obligatorischen Arbeitslosenversicherung nicht die 
Rede sein. Die Bildung aber von so vielen Gefabrenklassen, dass 
jedem Arbeitslosigkeitsrisiko Rechnung getragen würde, ist, wenig- 
stens bei der zunächst in Frage kommenden kommunalen obli- 
gatorischen Arbeitslosenversicherung, technisch unmöglich; es 
könnten dann eben keine leistungsfähigen Kassen gebildet werden. 
Und es sind nicht gerade immer die qualifizierten Arbeiter, die 
weniger von Arbeitslosigkeit betroffen werden (manche von Ihnen 
werden im Gegenteil sehr oft von derselben getroffen, so beson- 
ders die für den Export ^) arbeitenden); auch unter den halb- und 
ungelernten Arbeitern giebt es Kategorien , die ziemlich aus- 
giebig und regelmässig beschäftigt sind. Grundlos ist darum die Be- 
stimmung in dem unlängst gefallenen Basler Gesetzentwurf, welche 



l) Hier mag ao einen Ausspruch dea Frhrn. zion der GolH erinnert werden : alle 
(im Gegensatz zu der Landwictschaft) in den Ubtlgen Gewerben zur VerwenduDg 
komnienden Betriebsmitte], mit Ausnahme der auch für sie notigen geringen Boden- 
fläcbe, unterliegen der allmählichen Abnutzung, der früher oder später slattAndeuden 
gänilichen Zerstörung. Sie können sogar plöulicli oder in kurier Zeil ihres Wertes 
ganz oder grösstenteils beraubt werden, wenn aus irgend einer Ursache der betreffende 
liettieb gar nicht mehr oder doch nur in viel geringerer Ausdehnung lohnend sich. 
erweist. Dies kann aber leicht einlreten durch Veränderung der Verkehrs- und Ab- 
satzverhältnisse, durch neu aufgekommene Pruduktions- und Fabtikationaweisen, durch 
veränderte Bedürfnisse und Neigungen der Konsumenten u. s, w. Besonders gross 
ist die Gefahr für solche Industrien, die für den Expoit ins Ausland arbeilen; sie 
können schon durch ebe Aenderung in der Zollgesetzgebung anderer Staaten ver- 
nichtet werden. {Theodor Frhr. von dir Goltz: Vorlesungen über Agtatwesen und 
Agtarpolilik (Jena 1899) S. 33). — Wie es um die Arbeiter derart getroffener In- 
dustrien bestellt ist, braucht nicht welter erwähnt zu werden. 
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die über 1800 Fra. Einkommen besitzenden Arbeiter mit der Be- 
gründung von der Versicherung ausschüesst, dass sie weniger von Ar- 
beitslosigkeit betroffen würden '). Wie Sckans bemerkt, würde eine 
Organisierung der Arbeitslosenversicherung nach Berufsverbänden 
die Verschiedenheit des Risiko's von selbst scharf ausprägen, 
während eine Abstufung bei territorialer Gliederung, bei Errich- 
tung einzelner Versicherungs verbände nicht leicht und nicht ohne 
eine gewisse Willkür durchführbar wäre; je weniger Klassen man 
machen würde, um so mehr würde man sich von den Grundsätzen 
der Gerechtigkeit und Billigkeit entfernen 2). Wir erkennen hier 
ganz deutlich das Unnatürliche, Künstliche und Gezwungene, über 
die Seelenstimmung der Arbeiter ganz Hinwegsehende der obli- 
gatorischen Arbeitslosenversicherung, 

Die Verschiedenheit des Risiko's und die Notwendigkeit seiner 
Berücksichtigung drängen sich geradezu auf. Sehr bezeichnend 
ist datiir die Geschichte des Basler Gesetzentwurfes : der Regie- 
rungsentwurf teilte die Versicherten in zwei Klassen: Fabrikar- 
beiter, die in den dem Fabrikgesetz unterstellten Betrieben ar- 
beiten, und die Bau- und Erdarbeiter, Um dem Unterschied des 
Risiko's mehr Rechnung zu tragen und die Leistungen dement- 
sprechend abzustufen, unterschied die Grossratskommission drei 
Gruppen: sie zerlegte die Masse der Bauarbeiter in zwei: in solche, 
die in den der regelmässigen Arbeitslosigkeit am wenigsten aus- 
gesetzten Betrieben thätig sind, und die übrigen Bauarbeiter, die 
vorwiegend auf Arbeit im Freien angewiesen sind, und deren 
Arbeitsbetrieb von den Witterungsverhältnissen abhängig ist*). Und 
gar der neueste, am 23. Nov. 1899 im Grossen Rat angenommene, 
aber am 18, Febr. 1900 vom,Volk endgültig verworfene Basler Ent- 
wurf*) hat die Zahl der Risikogruppen noch um eine vermehrt : da- 
nach gehören jetzt zur ersten Gruppe die Arbeiter in den der Ar- 
beitslosigkeit am wenigsten ausgesetzten, dem Fabrikgesetz unter- 
stellten Betrieben, die nicht zum Baugewerbe gehören; zur zweiten 
Gruppe die Arbeiter in allen übrigen, dem Fabrikgesetz unterstellten 

l) Vgl. E, Hofmann: Der gegenwSitige Stand der Arbeitslosenversicherung in 
der Schwell, a. a. O. S. 131. 

i) Sckam: Zur Frage S. 161 f. 

3) ^8^- Schani, ; Der Gesetzentwurf betreftend Versicherung gegen Atl>eitslosigkeit 
im Katiton Baselstadt und die von der GrossratskooiDiiMion votgenommenen Aende- 
rungen, in neue Beiträge S. Sä. 

4) Vgl. oben S. 425. 
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Betrieben, die nicht zum Baugewerbe gehören; zur dritten die Bau- 
arbeiter in den der regelmässigen Arbeitslosigkeit am wenigsten 
ausgesetzten Betrieben; zur vierten alle übrigen Bau- und Erd- 
arbeiter, die vorwiegend' auf Arbeit im Freien angewiesen sind, 
und deren Arbeitsbetrieb von den Witterungs Verhältnissen ab- 
hängig ist^). Dieses häufige Aendern und Ummodeln verrät aufs 
deutlichste die grosse Schwierigkeit und das Willkürliche und 
Mechanische einer obligatorischen Arbeitslosenversicherung. Die 
von Sckanz auf Grund der beiden grossen Arbeitszählungen des 
Jahres 1895 angefertigte Zusammenstellung, weiche fünf grosse 
Risikogruppen unterscheidet, zeigt deutlich den gewaltigen Ab- 
stand der Risiken in den verschiedenen Berufszweigen und die 
Unmöglichkeit, denselben in der obligatorischen (kommunalen) 
Arbeitslosenversicherung Rechnung zu tragen^). Die von der 
Arbeitslosigkeit selten oder wenig betroifenen Arbeiter, in der 
Regel die tüchtigem, solidem, fleissigern u. s. w,, werden darum 
mit Ingrimm die Versicherung tragen, weil sie sich sagen müssen, 
dass sie mit ihren sauer verdienten Groschen für die oft arbeitslos 
werdenden Arbeiter, im allgemeinen die untüchtigem, unsolidem, 
faulern u. s. w., aufkommen müssen. Eine obligatorische Arbeits- 
losenversicherung, die alle Arbeiter mehr oder minder unter einen 
Hut bringt, bedeutet also eine ganz widernatürliche Uebertreibung 
des Solidaritätsprinzipes: das Solidaritätsgefühl besteht bei dieser 
Versicherung unter den Arbeitern nicht und kann nicht bestehen. 
Alle unvoreingenommenen Beurteiler der obligatorischen Arbeits- 
losenversicherung heben darum diese Schwierigkeit, ja Unmöglich- 
keit mit ganz besonderem Nachdruck hervor'). 

Mit Nachdruck wird auch allgemein der Hinweis auf die 
Kranken-, Invaliden- und Altersversicherung als Analoga der Ar- 
beitslosenversicherung zurückgewiesen, weil das Solidaritätsgefiihl 
bei diesen Versicherungen eine ganz andere Grundlage hat: die 
Gefahren und Uebei, denen diese Versicherungen begegnen wollen, 

1} Vgl. E. m/mann a. a. O. S. 131/32. 

3) Schiata: Die neuen sta.üatischen Erhebungen übet Arbeitslosigkeit in Deutsch- 
land, in Braun'a Atchiv X, Bd. (Berlin 1897) S. 347 ff. — Ders, ; Neue BeiU-Bge 
S. 186 f. 

3) Vgl. Scham; Zur Frage S. 175. — Ders.: Neue -Beiträge S. 33. — H. Del- 
brück a. a. O. S. 88 f. — iV. Buschmann a. a. O. S, 15. — Rauchiirg a. a. O. 
S> 333 f. — Biermtr in einer Kritik der SKifAman» 'sehen Schrift in Conrad'^ Jahrbb, 
m. F. XV. Bd. (Jena 1898) S. 682. — K. Oldtnbtrg a. a. O. S. 639.—/*. SUck : 
Der Stand der Arbeitslosenversieherung In der Schweiz, a. a. O. Sp. 612 f. 
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können einen jeden treffen und treffen ihn wahlloser, während 
Arbeitslosigkeit fiir gewisse Berufe in grösserem Umfang und in 
beträchtlicherer Dauer eine regelmässige Erscheinung ist '). 

Nun hat man aber, in Erkenntnis der sich aus der Risiko- 
verschiedenheit oder dem offenbaren Fehlen der Solidarität er- 
gebenden Schwierigkeiten, nach einem Ausweg gesucht und glaubt 
ihn gefunden zu haben in der sog. alternativen Leistung, welche 
eine gewisse Entgeltung für die unter einem geringern Risiko 
stehenden Arbeiter bewirken soll, in der Weise, dass sie, wenn 
sie längere Zeit Beiträge geleistet haben, ohne arbeitslos geworden 
zu sein, gewisse Vergünstigungen erhalten. E. Hofmann z. B. 
stellt diese Forderung^); er tadelt auch am neuesten Basier Ent- 
wurf, dass er auf die alternative Leistung nicht gebührend Rück- 
sicht nehme*). Nach dem Züricher Entwurf hingegen sollten 
alle die, welche während dreier aufeinander folgender Jahre die 
Versicherungskasse nicht in Anspruch genommen, so lange nur 
noch die Hälfte der Beiträge zahlen, bis sie eine Entschädigung 
bezogen hätten^). G. Adler nennt dies einen Fortschritt, möchte 
aber doch an seinem, auch von Rosin ') gebilligten Vorschlage 
festhalten, dass jeder Arbeiter, der drei Jahre lang seine Prämie 
bezahlt und von der Anstalt nichts empfangen hat, alles, was er 
im ersten dieser drei Jahre hineingelegt, als Sparanlage gutge- 
schrieben erhalten soll, eine Summe, die er jederzeit abheben 
könne *). 

Aber was bedeutet denn nun eigentlich diese sog. alternative 
Leistung? Im Grunde nichts anderes als einen eklatanten Ab- 
fall von dem Versicherungsprinzip, einen Widerspruch innerhalb 
der Versicherung und zwar einen Widerspruch und Abfall in um 

1) Vgl. Scham: Neue Beiträge S. 33. — A. SUck a. a, O. Sp. 613. — Rauck- 
btrg a. a. O. S. 333- 

2) E. Hofmann in Besprechung der 5o«nfmoHH 'sehen Grundillge, in Braun'% 
Archiv X. Bd. (Berlin 1S97I S. 803. 

3) E. Hofmann: Der gegenwärtige Stand der Arbeitslosen Versicherung in der 
Schweiz, a. a. O. S, 130 f. 

4) E. Hefmann: Das Projekt einer Arbeitslosen versiclierung in Zürich, in Braun'& 
Archiv XI. Ed. (Berlin 1898); hierselbst der Versicherungsentwurf S. 780/86; vgl. 
darin Art. 23. 

5) Rosin a, a, O. S, 24. 

6) Adler: Vorschläge in Itommunaler Arbeitslosenversicherung im V. Jg. der Soi, 
Praxis Sp, gai. — D e r s. ; Die Litleratur über Arbeitslosigkeit im Jahre 1897, in 
ConraiTs Jahtbb. III. f. XV, Bd, {Jena 1898) S, 803. — Vgl. auch Schsrrir in schwell. 
BI. (ür Wirtschafts- und Sozialpolitik 2. Bd. S. 290. 
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SO höherem Grade, je gerechter man die Akeraativleistung ge- 
staltet, sodass, veno die Nichtarbeitslosea sie voll und ganz ge- 
niessen würden, von einer Versicherung gar nicht mehr die Rede 
sein könnte. Dann, hätte eine solche Kasse in der That fiir die 
Arbeiter den Charakter des Sparzwangs, und mit vollstem Recht 
macht Schanz Adler darauf aufmerksam, das» er (AdUr) ihm 
{Sc kam) mit seinem Vorschlag «n bedeutendes Zugeständnis 
mache '), mag auch Adler sich dagegen noch so sehr verwahren'). 
Wird aber die alternative Leistung hochgradig, also möglichst 
gerecht gestaltet (denn ganz gerecht kann sie nicht gestaltet werden, 
ohne sich selbst aufzuheben), so darf man fragen, ob dann die 
Versicherung überhaupt noch leistungsfähig ist, und man versteht 
es darum recht wohl, wenn das gefallene Basler Gesetz von einer 
alternativen Leistung abgesehen hat, da sich dieselbe nicht in ihrer 
finanziellen Tragweite berechnen lasse ^). Allerdings hat sich das 
Gesetz damit zu den Grundsätzen der Gerechtigkeit in den schreiend- 
sten Widerspruch gestellt und die Arbeiterschaft, wenigstens die 
günstiger gestellte, zur Opposition beraube fordert *). 

Mit der Postulierung der alternativen Leistung negiert man 
in Wahrheit die Berechtigung der obligatorischen Arbeitslosen- 
versicherung und anerkennt diejenige des Sparzwangs. In so fern 
ist also die obligatorische Arbeitslosenversicherung ein unfreiwil- 
liger Zeuge für den Sparzwang, dem allerdings aus andern, bereits 
angedeuteten und noch genauer zu betrachtenden Gründen doch 
nur eine beschränkte Tr<^weite zukommen kann. Durchaus mit 
Recht wendet darum auch Schanz gegen den von uns vorhin an- 
gezogenen Artikel 23 des Züricher Arbeitslosen versicherungspro- 

1) Schaia: Neue Beitäge S. 34. 

2) Ädltr in CoHra-Fi Jahtbb. III. F. XV. Bd. S. 799. 

3) E. He/mann: Der gegenwärtige Stand der ArbeitslosetiTersicIienmg in der 
Schweiz, a. a. O. S. 130. 

4) Dieser Widerstand ist denn auch Jetit erfolgt- Dos Gesetz ist, nie wir bereits 
(ruher nachgetragen haben (vgl. oben S. 425), mit überwiegender Stimmenmehrheit, 
an welcher die Arbeiter den hervorragendsten Anteil hatten , endgültig verwoKeD 
worden, yoh. Gisi berichtet darüber also : in der Albeiterschaft, die in ihrer grossen 
Mehrzahl da« Gesetz ebenfalls verworfen hat, herrschte dieselbe Abneigung gegen Be- 
zahlung dei Beiträge wie bei den Arbeitgebern des Kldngewerbes. Es wurde in diesen 
Krersen behauptet, die tüchtigen und soliden Arbeiter finden immer Arbeit; nur die 
ichwachen und unsoliden seien in Gefahr, arbeitslos zn werden , und danun müsslen 
die erstem ihre Beiträge in Wiiklichkdt bezahlen, ohne jede Aussicht, dafür je etwas 
zn erhalten , wob) aber zur Unterstützung der schwachem nnd unsolidem Elemente 
(yah. Gisi a. a. O. Sp. 564). 
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jektes ein: wer so gut wie nie arbeitslos wird, dem wird auch 
der halbe Beitrag zu viel sein; er wird nicht einsehen, weshalb 
er für die schlechten und wenig brauchbaren Arbeiter mit auf- 
kommen soll ; jedenfalls wird auch in dem Masse, als man die 
besten Risiken herauslöst, für die Zurückbleibenden die Versiche- 
rung teurer und nähert sich mehr und mehr dem Sparzwang, je- 
doch ohne dessen Vorzüge zu teilen^). 

Und nun die thatsächlichen Erfahrungen mit der obligatori- 
schen Arbeitslosenversicherung: siezeigen in eklatantester Weise, 
wie sehr diese Versicherung den Arbeitern verhasst ist und ver- 
hasst sein muss. Schon bei Besprechung der fakultativen kom- 
munalen Arbeitslosenversicherung haben wir gesehen, dass die 
Gesamtheit der gelernten und besser gestellten Arbeiter vor der 
Versicherung zurückscheut und ihr fernbleibt, dass nur die schlech- 
testen Risiken und Elemente sich ihr anschhessen. Und was lehrt 
die Geschichte der obligatorischen Versicherung in St Gallen und 
Zürich und, wie wir jetzt wirkungsvoll hinzufügen können, in 
Basel? Gerade die Verschiedenheit des Risiko's und das Fehlen 
der Solidarität haben den Sturz der Kasse in St. Gallen herbei- 
geführt, das sorgsam vorbreitete Projekt in Zürich nicht zur Wirk- 
lichkeit werden lassen und jetzt eben auch das in Basel vom Grossen 
Rat angenommene Gesetz wieder zu Fall gebracht. Die St. Gallener 
Kasse war den Arbeitern von vornherein so verhasst, dass ihr ein 
grosser Teil passiven Widerstand leistete, die Anmeldung zu ihr un- 
terliess, auch auf Strafandrohungen nicht alle kamen und teilweise 
sich strafen Hessen oder aus St. Gallen in die Nachbarorte wegzogen ^) ; 
sie wollten eben, wie Polizei direkter Zuppinger sich ausdrückte, 
dem Schröpfkopf der Versicherung ausweichen ^). Und als zum ge- 
gebenen Termin die Fortsetzung der Kasse auf die Tagesordnung 
gesetzt wurde, da waren die Arbeiter, und zwar die gelernten Ar- 
beiter es, welche wider aller Erwarten den Sturz der Kasse her- 
beiführten. Die qualifizierten Arbeiter wurden, wie Theodor Curti 
treffend berichtet, die Gegner des Institutes, weil sie wohl Prämien 
zu zahlen hatten, aber ohne Aussicht blieben, Entschädigungen zu 
beziehen. In unsern Berufen giebt es keine oder nur ganz wenige 

i) Sckanz: Die Arbeitslosenversicherung und die lieutscbe Volksparte!, a. n. O. 
S. 509 Anm. a. 

3) Schanz: Üas Experiment der obligatorischen Arbeitslosenversicherung in der 
Stadt St. Gallen, in Neue Beiträge S. 36. 

3) ScAams: Neue BeitrSge S. 45. 
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Arbeitslose — erklärten sie — weshalb sollen wir die Kasse ali- 
mentieren und zwar durch unsere hohem Beitragsleistungen f Sie 
wollten dem Gedanken der Solidarität der arbeitenden Klasse nicht 
diese weitläufige Auslegung gegeben wissen, sondern machten 
geltend, dass jeder Beitragspflichtige aus ihren Reihen durch die 
20 oder 30 Rpn. Wochenpramie zu den Steuern, die er ohnehin 
bezahlt, noch eigens gewissermassen mit einer Arbe itsiosen ver- 
sieh erungssteu er von ioFrs.40Rpn. bzw. 15,60 Frs. (in 52 Wochen) 
belastet werde '). Curli fügt bei : mit zu viel Ungestüm verlangten 
sie die Aufhebung der Kasse, die ein bemerkenswerter Versuch 
des Staates ist, der Arbeiterklasse beizustehen ; aber im Kern war 
ihre Beweisführung zutretTend ^). Dasselbe wird bestätigt von 
Bärlocker, dem gewesenen Verwalter der Kasse. Auf einer Ver- 
sammlung in Zürich am 29. Mai 1898 sagte derselbe : es ist eben 
selbstverständlich, dass der gute und fleisslge Arbeiter nicht gern 
für den schlechten zahlt. — Und er zog aus der Geschichte der 
St. Gallener Kasse den Schluss, dass es unmöglich sei, eine ge- 
rechte Arbeitslosenversicherung einzuführen °). Zu der Auflösung 
der St. Gallener Kasse hat, wie J. Wolff bemerkt, ein sonst in 
sozialpolitischen Dingen nicht inkompetenter Zeuge die Aeusserung 
gemacht: für die Sache der Arbeitslosenversicherung im allge- 
meinen bedeutet dieses Vorkommnis {die Aufhebung der St. Gal- 
lener Kasse) in einer verhältnismässig kleinen Stadt nicht viel. 
Dem widerspricht Wolff und sagt mit Recht: die Versicherung 
ist nicht an der Kleinheit des Rahmens, in den sie hineingebaut 
war, gescheitert ; sie ist selbst nicht gescheitert an der mehrfach 
allerdings verfehlten Organisation, sondern — daran giebt es keinen 
Zweifel — an Verhältnissen, die in St. Gallen nicht anders sind 
als in der ganzen übrigen Welt'), Kein Wunder denn auch, 
dass das vorhin angedeutete Referat Bärlocher's auf der Züricher 
Versammlung den Sturz des Arbeitslosen Versicherungsprojektes 

1) Th. Curli: Die ArbeJUloienversicLerung in St. Güllen, in Braun's Archiv 
X. Bd. (Berlin 1897) .S. 157. 

2) Curti ebd. — Vgl. auch die sehr anschauliche Schilderung der Aufhebung 
der Kasse bei y. Wolff: Arbeitslosen Versicherung, a. a. O. S. 550 f. 

3) E. Hofmatin: Der gegenwärtige Stand der Arhe itsiosen Versicherung in der 
Schweiz, a. b. O. S. no/n. — Die Verwerfung der Arbeitslosenversicherung in Zürich, 
in Wolfs Zeitschr. für Sözialwissenschaft I. Jg. (Berlin 1898) S. 747. — Siham: 
Das Experiment der obligatorischen ArbeitslosenTersicherung in der Sladt Sl Gallen, 
in Neue Beiträge S. 43, 

4) y. Wolff: Arbeitslosenversicherung, a. s. O.. S. 548. 



D,g,tza:Jb.GOOglC 



j"2e] Die zweckmässigsle Form der Arbeitslosenversicherung. ^jq 

in dieser Stadt einleitete. In den im Züricher Stadtrat gepflogenen 
Verhandlungen war es immer die Risikoverschiedenheit oder das 
Fehlen der Solidarität der Arbeiter, welches von der Einführung 
der obligatorischen Versicherung abschreckte und den Gedanken 
wachhielt, dass allein die gewerkvereinliche Versicherung die zweck- 
entsprechende sei^). Und nun neuerdings das Basler Ereignis, 
bei welchem der gleiche Gedankengang die entscheidende Rolle 
spielte *). 

Die einfach nackte Thatsache der grossen Abneigung der Ar- 
beiter in St. Gallen, Zürich und Basel gegen die obligatorische 
Arbeitslosenversicherung sollte uns schwerer wiegen als alle ge- 
lehrten Deduktionen sozialpolitischer Projekte ; hier gilt in der That 
das Wort, das Neumann auf dem 7, evang.-soziaien Kongress in 
Stuttgart gesprochen hat: in solchen praktischen Dingen schätze 
ich Professorenweisheit nicht so hoch wie das, was Interesse und 
Erfahrung an die Hand geben ^). 

Was soll man nun nach allem zu der Forderung 0. von Boe- 
nigk's sagen, dass kein Beruf von der Arbeitslosenversicherung 
ausgeschlossen werden soll, da nur durch die Mischung von guten 
und schlechten Risiken einem Hauptbedürfnis gesunder Sozialver- 
sicherung genügt werden könne, ähnlich wie eine Hagelversiche- 
rung nur bestehen könne, wenn die von Hagelschlägen weniger 
betroffenen Gegenden mit denjenigen zusammentreten, die von 
solchen häufiger getroffen werden f Die Arbeitslosenversicherung 
verlange darum den Beitrittszwang; wenn er auch viel böses Blut 
mache, wie Herkner befürchte, es helfe nichts ; man müsse sich 
daran gewöhnen (I?)*). Diese Forderung setzt sich offenbar mit 
den Grundsätzen der Gerechtigkeit und Billigkeit in Widerspruch, 
und man darf billigerweise fragen, wie 0, von Boenigk da noch 
an eine heilsam funktionierende Arbeitslosenversicherung glauben 
kann. Die Erfahrungen mit den Hagelversicherungen, auf die 
er selber rekurriert, hätten ihm doch zu denken geben müssen. 

Kurzum: die obligatorische Arbeitslosenversicherung, vor 
allem in territorialer Abgrenzung, an welche Form zunächst von 

i) Die Verwerfung der ArbHislosen»eruchermig in Zürich, inj'. Wolff'% Zeilschr. 
t. Jg. (Berlin 1898) S. 748 f. 

2) Vgl. oben S. 456 Anm. 4, 

3) Schanz: Neue Beiträge S. 19. — Das Wort ist allerdings {doch nicht gani 
mit Recht) gegen den SrÄans'schen Sparzwang gerichtet. 

4) O. V. Beenigk a. a. O. S, 705 f. 
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den Sozialpolitikern gedacht wird (Basier Projekt, Sonnemann'schts 
Projekt), zwingt zu einer derartigen Ueberspannung des Solidari- 
tätsprinzips, da3s sie als innerlich absolut unwahr und darum in 
der Wirklichkeit als ganz und gar undurchführbar und unhaltbar 
erscheint ^). 

An und für sich könnten wir es bei der Herausstellung dieser 
einen Thatsache bewenden lassen; denn sie genügt vollkommen, 
um die geplanten obligatorischen Arbeitslosenversicherungen als 
unthunlich erscheinen zu lassen. Zur Vervollständigung unserer 
Beweisführung wollen wir aber auch die übrigen Schwierigkeiten 
innerer, psychologischer Na.tur betrachten. 

b) Die Frage nach der Verschuldung oder NichtVerschuldung 
der Arheitsloaigkeit. 
Eine weitere namhafte Schwierigkeit innerlicher Natur ergiebt 

i) Eine allgemein staatliche. räi\e Reichsaibeilsloien Versicherung auf berufsge- 
nossenschaftlicher Grundlage , an welche Form verschiedene Sozialpolitik er denken 
[so schlägt AdUr diesen Modus in seiner Schrift: Ueber die Aufgnhen des Staates 
u. s. w. {S, 53) für grossere Staaten vor], würde gewiss, einem Ausdrucke von Schanz 
zufolge (s. o. S. 453). die Verschiedenheit des Risiko's sofort schaH ausprägen ; aber 
BDch selbst innerhalb dieser grossen Bemfsgmppen beständen die gleichen Schwierig- 
keiten wie bei der komniunalen Versicherung; denn auch hier hätte man keine, aucb 
nur annähernd homogenen Elemenle lusammen geschlossen, sondern gute und schlechte, 
lOchtige und untüchtige, geschickte und ungeschickte, fleissige und faule, solche, die 
nie oder seilen, und solche, die oft arbeitslos werden, nicht bloss infolge ungünstiger 
Konjunkturen, sondern auch und besonders wegen moralischer u. s. w. Defekte, Die 
nicht oder höchst selten arbeitslos Werdenden, im allg. die Tüchtigem, Fleissigern. 
Geschicklern wlirden also mit Ingrimm wie hei der kommunalen Versicherung ihre 
Beiträge zahlen : die Gerechtigkeit und Billigkeit wSre, wenn auch in nicht so schreien- 
der Weise, verletzt, wie bei der kommunalen Versicherung. Es mag auch eingeräumt 
werden, dass die obligatorischen Berufsgenossenschaften, hei guter Organisation, wohl 
imstande wären, bis zu einem gewissen Grade den unbrauchbaren Elementen gegen- 
über einen gewissen Säuberungsprozess und so eine Art Auslese zu veranstalten, und 
dass daber eine staatliche beruf^enossenschsfUich oiganisierte Arbeitslosenversicherung 
auf eine gesündere Grundlage gestellt werden könnte. Ob aber dieser Proiess so 
gut und einfach gelingen würde, wie in den Gewerkvereinen, dürfte doch sehr frag- 
lich sein. Die Schwierigkeit der Risikoverschiedenheit oder des Fehlens der Solida- 
tilät würde also wohl doch bis lu einem gewissen Grade fortbestehen und fortwirken. 
Dazu kommen aber dann noch die andern Schwierigkeiten aus der Verschuldungs- 
frage, der Arbeitsiuweisung, der Arbeitslosenkontrolle u, s. w., die auch bei dieser 
Versicherung wesentlich schwerer zu lösen wären, als innerhalb der Gewerkvereine. 
Man wird darum richtig gehen, wenn man sagt; dass die obligatorische Arbeitslosen- 
ver^cherung auf berufsgenossenschaftlicher Grundlage wohl gröstere Chancen hätte 
als die obligatorische auf kommunaler oder territorialer, aber geringere als diejenige 
auf gewerkverdniicher Basis. 
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sich bei der obligatorischen (kommuaalen wie staatlichen) Arbeits- 
losenversicherung ans der Unterscheidung darüber, ob die Arbeits- 
losigkeit verschuldet ist oder unverschuldet. Eine Entscheidung 
darüber niusste aber, wenn man nicht mit den Grundsätzen der 
Gerechtigkeit und Billigkeit in Konflikt geraten wollte, unbedingt 
getroffen werden. Oder sollen arbeitsscheue Menschen und solche, 
die ihre Arbeitslosigkeit durch Leichtfertigkeit, Untauglichkeit, 
Lasterhaftigkeit u. s. w. verschuldet haben, der Unterstützung für 
würdig befunden werden ? Wer soll aber die Entscheidung treffen ? 
Offenbar ein Schiedsgericht. Dasselbe miisste aber Erhebungen, 
Untersuchungen, Verhöre oft ganz kitzlicher Art anstellen, Unter- 
suchungen, an denen weder die Arbeiter noch die Arbeitgeber 
ihre Freude haben würden, auch die Arbeitgeber nicht ; denn die 
Schuld der Arbeitslosigkeit des Arbeiters kann ja ebenso gut auf 
ihrer Seite liegen. Das obligatorische Schiedsgericht musste und 
würde so für beide Teile als ein fremdes und aufgenötigtes er- 
scheinen; beide Teile würden ihm' mit innerem Unbehagen und 
Widerstreben gegenüberstehen. Wollte man einfach die Kündigung 
des Arbeiters als Grund der Unterstützungsversagung festsetzen, 
so würden die grössten Ungerechtigkeiten die Folge sein; denn 
es kann der Arbeiter auch mit Recht kündigen; er würde also 
keine Unterstützung empfangen; anders derjenige, welcher durch 
absichtliches Verhalten die Kündigung von selten des Arbeitgebers 
frivolerweise herbeigeführt hat. An weitläufigen und misslichen 
Untersuchungen käme man also nicht vorbei. Welch ein Wider- 
streit der Meinungen wird aber hier zu Tage treten ! Der Arbeiter 
wird sich für entlassen erklären wegen seiner politischen An- 
schauungen u. s. w. ; der Arbeitgeber wird Faulheit, Ungeschick- 
lichkeit, Unverträglichkeit u. s. w., Verhetzung der Arbeitsgenossen 
u, s. w, vorschützen. Wer will da objektiv richtig entscheiden^)? 
Nach G. Schanz wären in Berlin, wenn die Arbeitslosenversicherung 
auf alle Lohnarbeiter ausgedehnt würde, täglich 290 Falte zu ent- 
scheiden''). Wer will da ernsthaft an die Möglichkeit dieser Ent- 
scheidungen glauben? Und was für einen Aufwand von Geld 
würden diese Arbeitslosenprozesse erfordern P So wäre man also 
genötigt, fast immer für die Unschuld zu präsumieren ') und gegen 

I) Vgl. auch Schanz: Zut Frage S. 170 f. — D e r s. : Neue Beinäge S. 28. — D e rs. : 
in PteuEs. Jahcbb. gl Bd. S. 502/4. 
z) ScAane; Neue Beiträge S. 26. 
3) Revidierte Grundiüge eines Rdchsgeseties u. s. w. 
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entstehende Missbräuche Kautelen zu errichten: längere Karenzen, 
geringe und kurzfristige Unterstützungen u. s. w,, m. a, W. die 
Versicherung mehr und mehr zu negieren'). Wie im Punkte der 
alternativen Leistung, so erkennen wir also auch hier wieder, wie 
die obligatorische Arbeitslosenversicherung, dank ihrer Innern 
Unwahrheit, dahin strebt und drängt, sich selber aufzuheben. 
Schäffle denkt für die Entscheidung der Verschuldungsfrage u. a. 
an ein Vertrauensmännerinstitut. Es mag zugegeben werden, dass 
durch dasselbe leichter als durch ein rein bureaukratisches Schieds- 
gericht Jene Frage gelöst werden könnte ; aber ohne Beweismaterial : 
Zeugen und Verhöre auf beiden Seiten u. s. w,, könnte auch von 
ihm nicht entschieden werden. Die berührten Schwierigkeiten und 
Misslichkeiten beständen also doch fort. Dieselben werden auch 
von zahlreichen andern Kritikern der obligatorischen Arbeitslosen- 
versicherung unter der verschiedenartigsten Modulation scharf und 
nachdrucksvoll hervorgehoben ''). 

Sehr interessant und lehrreich ist hier auch die Kontroverse 
in der Frage zwischen G. Adler und H. Herkner^), eine Kontro- 
verse, bei der Adler zu Zugeständnissen an die gegenteilige An- 
schauung hingedrängt wird, die einem Aufgeben seines eigenen 
Standpunktes gleichkommen. Gewiss würden, sagt nämlich Adler 
(bei der Entscheidung über die Verschuldungsfrage durch den 
von ihm vorgeschlagenen Versicherungsbeamten), häufig Unwür- 
digen Unterstützungen zugesprochen und gingen Personen leer 
aus, die eine Unterstützung recht wohl verdient hätten*), — eine 
einfache Bestätigung gerade desjenigen , was Herkner Adler 



i) Vgl. auch Schanz: Neue Beiträge S. 28/30; in Preuss. Jahrbb. gi Bd. S. 504. 

2) Auf Sekani haben wir schon verschied entlieh hingewiesen. Vgl, noch ; E. 
Ho/mann: Die Arbeitslosenversicherung In der Schweiz, in 5rfl«» 's Archiv VIII, Bd. 
(Berlin 1895) S. 230 f. — H. Delbrück: Die Arbeits! oagkeil und das Recht auf Ar- 
beit, fl. tt. O. S. 88. — Selbst G. Adler giebt diese Scbwierigkeiien und Misslich- 
keiten zu: vgl.: Ueber die Aufgaben des Staates u. s. w. 5. 44 f.; Arbeitslosigkeit, 
a, a. O. S. 948. — !^. Buschmann a. a. O. S. 15. 

3) ff, Herkntr: Die Arbeitslosenversicherung und der Sparzwang, in Soi. Prax, 
V. Jg. (Berlin 1896) Sp. 1037/42. Richtet sich gegen Ädltr : Die Versicherung der 
Arbeiter gegen Arbeitslosigkeit im Kanlon Baselsladt , Gutachten. Basel (895 ; — 
Arbeitslosigkeit im Supplem.-Bd. des Hdwb. d, Slsw. ; — gegen seine Aufsätze in der 
Soz. Praxis; zuletzt' Vorschläge zu kommunaler Arbeitslosenversicherung, V, Jg, 
Sp. 917/22. — Adler antwortet mit : Die Frage der Arbeitslosenversicherung in ihrem 
gegenwärtigen Stande, in Soz. Prax. V. Jg. Sp. 1197 ff. 

4) Adltr: in Soz. Prax. V, Jg. Sp. 1197. 
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zum Vorwurfe gemacht hat'). Daran vermag auch Adler nicht 
vorbeizukommen, wenn er für zweifelhafte Fälle die Praxis der 
englischen Gewerkvereine empfiehlt, welche in solchen Fällen zu 
Gunsten der Arbeitslosen entscheiden. Er selber sieht dabei die 
Möglichkeit des Missbrauches voraus und bemerkt deshalb : würde 
aber mit dieser Praxis Missbrauch getrieben, so würden die Zügel 
straffer angezogen werden müssen, und dann möge es eine Zeit- 
lang vorkommen, dass die zweifelhaften Fälle regelmässig zu Un- 
gunsten der Arbeitslosen entschieden würden^). Kann man deut- 
licher die Unmöglichkeit einer objektiven Entscheidung über die 
Verschuldung der Arbeitslosigkeit in den meisten oder wenigstens 
sehr zahlreichen Fällen einräumen? Noch schärfer tritt dann dieses 
Eingeständnis hervor, wenn Adler zum Schluss auf die Gewerk- 
vereine als Konkurrenzanstalten für eine koulantere Praxis der 
obligatorischen Versicherungsanstalten rekurriert*), wogegen Schans 
mit Recht bemerkt, dass man es für höchst merkwürdig halten 
müsse, wenn die obligatorische Arbeitslosenversicherung in ihrem 
Gedeihen von der Existenz der Gewerkvereine als Regulatoren 
abhängig sein soll*). 

Es ist also kein Zweifel: die Verschuldungsfrage bringt bei 
der obligatorischen Arbeitslosenversicherung so grosse, mit der 
ganzen Menschennatur des Arbeiters (wie Arbeitgebers) kontra- 
stierende Misslichkeiten mit sich, dass man hinsichtlich eines ge- 
sunden Funktionierens der Versicherung die denkbar grössten 
Bedenken hegen muss, 

c Die Annahme nachgewiesener Arbeit. 
Eine weitere bedeutsame Schwierigkeit innerer Natur bildet 
bei der obligatorischen Arbeitslosenversicherung die Notwendigkeit 
und der Zwang, die von dem Arbeitslosenbureau nachgewiesene 
Arbeit anzunehmen. Denn wie K. Oldenberg mit Recht hervor- 
hebt, wäre mit der Arbeitslosenkasse ein Arbeitsnachweis nicht 
nur obligatorisch zu verbinden, sondern es müsste auch die Be- 
nutzung dieses Arbeitsnachweises und vor allem der Gehorsam 

1) H. Htrkaer: Die Arbeitslosenversicherung und der Sparzwang, a. a. O. Sp. 1039. 

2) Adlir: Die Arbeilslosen Versicherung in ihrem gegenwärtigen Stände, a. a. 0. 
Sp. «97/98. 

3) Ädlir : Die Arbettsloaenversicherung in ihrem gegenwärtigen Stande, a. a. O. 
Sp. 1198. 

4) Schani: Neue Beiträge S. 30. 
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gegenüber seinen Weisungen obligatorisch sein und zwar für den 
Arbeitgeber ebenso wie für den Arbeiter; Arbeitgeber und Ar- 
beiter niüssten also ohne Rücksicht auf die Gestaltung ihrer per- 
sönlichen Beziehungen und in der Grossindustrie ohne Rück- 
sicht auf die persönlichen Beziehungen zwischen Arbeiter und 
Werkmeister zusammenbleiben; der Arbeiter könnte beliebig zum 
Wohnsitzwechsel, wenn nicht gar zur Trennung von seiner Frau, 
welche durch die ihr zugewiesene Arbeitsstelle an die SchoUe ge- 
fesselt ist, gezwuiigen werden ; die Kassenver waltung wäre ge- 
nötigt, die Rolle einer den Lohn, die Arbeitszeit und die übrigen 
Arbeitsbedingungen regulierenden Behörde in noch höherem Masse 
zu übernehmen, als es bei einem nicht autoritativen Arbeitsnach- 
weis je der Fall sein könnte. In der That ein weitgehender Ueber- 
griff in den sozialistischen Zukunftsstaat ') ! Diesem Gedanken- 
gang tritt auch G. Schmoller bei. Mit Recht, schreibt er, hat 
Oläettberg und eigentlich auch, wenn freilich nicht so scharf, Schanz 
darauf hingewiesen, dass eine grosse staatliche Zwangsarbeitslosen- 
versicherung die Aufhebung der freien Berufswahl und der freien 
Wahl des Aufenthaltes nach sich zöge, den Uebergang in den 
sozialistischen Staat bedeute^). — Schanz betont nachdrücklich 
an der von Schmoller angezogenen Stelle, dass ein auf bureau- 
kratische Grundlage gestellter Arbeitsnachweis eine namhafte Ein- 
schränkung um nicht zu sagen Aufhebung des freien Arbeitsver- 
trages, dieses ursprünglichsten Bestimmungsrechts des Arbeiters, 
bedeute^). Man stelle sich nun nur einigermassen vor, was es 
hiesse, die Arbeiter autoritativ nach unliebsamen Arbeitsorten zu 
schicken, mit unliebsamen Arbeitgebern in Verbindung zu bringen 
oder ihnen geringer gelohnte Arbeitsstellen anzuweisen u. dgl. m. I 
Arbeiter wie Arbeitgeber könnten einer derartig funktionierenden 
Anstalt nur mit tiefstem Groll und Missmut begegnen. Der ob- 
ligatorische Arbeitsnachweis würde zudem den heilsamen Trieb 
des Arbeiters, selbst wieder eine Stelle zu finden, lähmen, Der 
obligatorische Arbeitsnachweis ist aber auch technisch unmöglich 
und besitzt darum utopischen Charakter. Wie Schanz mitteilt, 
haben die beiden statistischen Momentaufnahmen des Jahres 1S95 
in Berlin 27622 und 36889, in Hamburg 12652 und 13938, in 

1) Vgl, A'. Oidenbcrg a.. a. O. S. 639 f. 

2) G. SihmolUr in der Besprechung der SfÄona'schen Schrifi: Zur Frage, in 
seinem Jahrb. XX. Jg. (Leipzig 1896) S. 319. 

3) SchoKi: Zur Frage S. 172. — Ders.; Neue Beilräge S. 30. 
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Breslau 4232 und 6874 Arbeitslose ergeben'). Wer kann nun 
angesichts derartiger Zahlen noch ernsthaft an die Möglichkeit 
eines gesunden Funktion icrens eines obligatorischen Arbeitslosen- 
arbeitsnachweises glauben ? 

So stellt sich uns also auch unter dem Gesichtspunkt der 
Arbeitsvermittlung die obligatorische Arbeitslosenversicherung als 
innerlich falsch und darum praktisch undurchführbar heraus. 

a. Die schwankende Stellung des Arbeitslosenbureaus bei 
Arbeitsstieitigkeiten. 

Eine weitere Schwierigkeit, die den innern Widerspruch einer 
obligatorischen Arbeitslosenversicherung deutlich erkennen lässt, 
ergiebt sich aus der schwankenden Stellung, in der sich das ob- 
ligatorische Arbeitslose nbureau den Arbeitern und Arbeitgebern 
gegenüber im Falle der Arbeitsstreitigkeiten : des Streikes und 
der Aussperrung, befindet. Unterstützt die Arbeitslosenkasse die 
streikenden oder ausgesperrten Arbeitslosen, so nimmt sie Partei 
oder erweckt wenigstens den Anschein, dass sie Partei nehme 
gegen die Arbeitgeber; gewährt sie aber keine Unterstützung, so 
nimmt sie Partei oder erweckt wenigstens den Anschein, dass sie 
Partei nehme gegen die Arbeiter. Beides ist offenbar misslich. 
Die St. Gallener^), die Berner*), die Basler*), und die Sonnemann'- 
sche ") Arbeitslosenversicherung haben in der That in Rücksicht 
auf die Arbeitgeber für den Fall eines Arbeitsausstandes die Unter- 
stützung versagt, Sie verdienen aber darum auch mit Recht den 
Vorwurf, dass sie damit von vornherein Partei nehmen oder doch 
zu nehmen scheinen gegen die Arbeiter. Sehr gut machte darum 
auch y. M. Bonn gegen das Basler Projekt Adlers geltend, dass 
jene Bestimmung, trotz scheiribarer Gerechtigkeit, eine Begünsti- 
gung der Unternehmer bedeute; denn die Aussichten auf einen 
erfolgreichen Streik würden durch dieselbe geradezu vernichtet, 
weil dem Arbeiter die nötigen Mittel fehlten, die ein längeres Aus- 
harren ermöglichten; die Höhe der Versicherungsbeiträge werde 
die Bildung eines besondern Streikfonds unmöglich machen, und so 
werde der Arbeiter kaum imstande sein, eine Einkommenserhöhung 

1) Schanz: Neue Beiträge S. 31. 

2) § II der Slataten. 

3) g 10 des Reglements.' 
4] § 242 des Entwurfs. 

5) § 11 II der Grundzüge. 

[3) 30 
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durchzusetzen. Weit schlimmer aber noch sei, dass der Unter- 
nehmer durch eine derartige Bestimmung zur Herabdrückung der 
Löhne förmlich aufgefordert werde u. s. w. '). Sehr gut macht 
daher auch Sckans darauf aufmerksam, dass eine derartige Be- 
stimmung, auf Grund deren der Unternehmer mit dem Arbeiter 
machen könne, wie er wolle, für den Arbeitgeber dem Arbeiter 
gegenüber die Bedeutung einer reinen Zwickmühle habe*). Ebenso 
nun aber auch alles umgekehrt für den Fall, dass die Arbeitslosen- 
kasse beim Streik die Arbeiter unterstützen würde. 

So befindet sich also die obligatorische Arbeitslosenversiche- 
rung im Falle der Arbeitsstreitigkeiten inmitten eines Dilemma's, 
aus dem ein Ausgang unmöglich ist. Sie mag sich drehen und 
wenden wie sie will , immer stösst sie an : entweder bei den Ar- 
beitern oder bei den Arbeitgebern. Die obligatorische Arbeits- 
losenversicherung ist also in sich falsch und darum nicht in die 
Wirklichkeit übertragbar. 



Innere, psychologische Widersprüche ergeben sich endlich 
auch aus der bei der obligatorischen Arbeitslosenversicherung not- 
wendigen mannigfachen Kontrolle der Arbeitslosen. Die Arbeiter 
können dem fremdartigen, ihnen aufgenötigten bureaukratischen 
Kontrollwesen dieser Versicherungsform unmöglich sympathisch 
gegenüberstehen : weder der Kontrolle über den Verlauf des Ar- 
beitsjahres noch der Kontrolle, die eintritt und eintreten muss im 
Falle der Arbeitslosigkeit: der täglichen Stellung mit Namensauf- 
ruf oder der Einzeichnung in ein Vakanzenbuch, dem Nachforschen 
etwaigen Nebenverdienstes u. s. w. Immer sehen sich die Ar- 
beiter einem für ihre Lage mehr oder minder kalten und gefühl- 
losen Beamtentum gegenübei^estellt. 

Zudem erscheint auch eine wirksame Kontrolle gleich dem 
Arbeitsnachweis bei genauerer Betrachtung geradezu als utopisch. 
Wie wollte man die in den Grossstädten bis in die 20 und 30000 
sich belaufenden Arbeitslosen*) geziemend kontrollieren? Es wäre 

1) M. y. Bonn in der Wiener Wochenschrift : Die Zeit Nr. 80 vom 11. Apr. 1896. 
— Vgl. Adler: Die Arheitslosen Versicherung in ihrem gegenwärtigen Stande, in Soz, 
Piax. V. Jg. (Berlin 1896) Sp. 1197. 

2) Sikani: Der Gesetzentwurf betreffend Versicherung g^en Arbeitslosigkeit jro 
Kanton Baselstadc u. s. w., in Neue Beiträge S. 57 f. ; Tgl. auch Schant in Preuss. 
Jahrbli. gi Bd. S. 504. 

3) Vgl. oben S. 464 f. 



D,g,tza:Jb.GOOglC 



[331 ^'^ iweckmassigsle Form der Arbeitslosenversicherung. 467 

ja dazu ein ganzes Heer von Spionen erforderlich, welche jeden 
Arbeitslosen beständig im Auge behalten müssten. Im Grunde 
wäre der gesamte Erwerb jeder Arbeiterfamilie, die unter der 
Arbeitslosigkeit des Ernährers leidet, zu kontrollieren; denn es 
ist doch nicht einerlei, ob die Familie des einen Arbeitslosen ohne 
jeden Verdienst anderer Familienmitglieder ist und die Familien 
anderer Arbeitslosen solchen Verdienst, sei es durch die Frau, 
sei es durch erwachsene Kinder, mehr oder minder haben. Dem 
erstem müsste doch wohl eine höhere Unterstützung zu teil werden 
als den letztern, wie dies auch der Basier Entwurf^) vorsieht. 
Wie aber will man all diese individuellen Verhältnisse kontrollieren 
und feststellen? Es ist schlechterdings unmöglich*). 

Wir können mit dem Gesagten unser Urteil über den Wert 
und die Bedeutung der obligatorischen Arbeitslosenversicherung 
abschliessen : Wo wir sie nur anfassen, überall erscheint sie uns 
voll innerer Unwahrheiten und Widersprüche, als utopisch und 
darum nicht würdig, dass man mit ihr Versuche im wirklichen 
Leben macht. Versuche, welche auf die Dauer, wie die St. Gallener 
Kasse gezeigt hat, die Absurdität dieser Arbeitslosenversicherungs- 
forra ad oculos demonstrieren^). 

Es erübrigt nun noch die Betrachtung der letzten Arbeits- 
losenversicherungsform, die den schärfsten Gegensatz zur obliga- 
torischen darstellt, derjenigen auf gewprkvere in lieber Grundlage. 

6. Die Arbeitslosenversicherung aufgewerk- 
vereinlicher Grundlage. 
Die Arbeitslosenversicherung auf gewerkvereinlicher Grund- 
lage ist, wie wir schon mehrfach andeuteten, jene Versicherung, 
die nur für die gelernten, nicht die halb- und ungelernten, auch 
nicht die unter starker Saison arbeitslosigkeit leidenden Bauarbeiter 
in Frage kommt. Die halb- und ungelernten Arbeiter haben sich 
eben bisher der Bildung wirksamer, allen Aufgaben, besonders der 
Arbeitslosenversicherungsaufgabe gewachsener Gewerkvereine un- 
fähig erwiesen. If. Herkner hat dies, wie wir schon früher ge- 



§ 27. 

1) Vgl. anch Schan% : Zur Frage S. 174 f. — Ders.: Nene Beiträge S. 3a. 

3) Dass und inwieweit eine Reidisarbeitslosenvereicherung auf bem%eno53en- 
schaftüehet Grundlage wesentlich günstiger zu beurteilen wäre, haben wir früher kura 
dargelegt (Vgl, oben S. 460 Ann. i). 

[3.] 30. 
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sehen, mit dem in vielen Gewerben herrschenden Ueberangebot 
von ungelernten Arbeitern') begründet, welches den Unternehmern, 
besonders im Streikfall, leicht gestattete, die missvergnUgten Ar- 
beiter durch genügsamere zu ersetzen und so die Befolgung der 
Politik der gelernten Arbeiter, die Zurückhaltung des verderblichen 
Wettbewerbs überzähliger Kräfte durch Unterstützung der Ar- 
beitslosen, unmöglich machte *). Wie wir schon früher *) hervor- 
hoben, sind es also nicht prinzipielle, sondern rein thatsachliche 
Verhältnisse, welche eine Ausnahmestellung der halb- und unge- 
lernten Arbeiter in Bezug auf die Arbeitslosenversicherung im Ver- 
gleich mit den gelernten begründen. Sobald jene Verhältnisse sich 
zu Gunsten der halb- und ungelernten Arbeiter, vielleicht infolge 
ihrer eigenen wirksamen Agitation, ändern würden, wäre auch für 
sie die Arbeitslosenversicherung auf gewerkvereinlicher Grundlage 
die angemessenste Versicherungsform. 

Es handelt sich also nunmehr darum, des genauem zu be- 
gründen, weshalb die Arbeitslosenversicherung auf gewerkverein- 
licher Grundlage die zweckentsprechende Versicherung fiir die ge- 
lernten Arbeiter ist. 

Schon der geschichtliche Ueberblick über die gewerkverein- 
liche Arbeitslosenversicherung hat einigermassen ergeben, dass die 
Arbeitslosenversicherung für das gedeihliche Leben der Gewerk- 
vereine sozusagen eine conditio sine qua non, ein notwendiges 
Lebenselement ist; der genauere Beweis dessen ist aber noch 
hier zu erbringen. Warum also ist gerade die Arbeitslosenver- 
sicherung die ureigenste Aufgabe der Gewerkve reine, eine Auf- 
gabe, ohne welche sie nicht gut bestehen, wachsen und gedeihen 
können ? 

Dies folgt ganz und gar aus dem Wesen der Gewerkvereine 
als Veranstaltungen der arbeitenden Klasse, durch welche die 
letztere sich innerhalb der bestehenden individualistischen Erwerbs- 
ordnung, der Ordnung der wirtschaftUchen Freiheit, eine grössere 
Existenzsicherheit zu verschaffen vermag, als sie bei einzelmensch- 
licher Isolierung innerhalb dieser Ordnung besitzen kann; denn 
Thatsache ist, dass die Arbeiter, in der individualistischen Er- 
werbsordnung ganz auf sich gestellt, völlig isoliert, unter einer 

i) Wir sind dem entgegengeiceten, mussten allerdingi einräumen, dass ein solches 
Ueberangebot zeit- und ortsweise (bes. in Gross- und Riesenstädten) bestehe, 
a) H. Herkiur: Die Arbeiterfrage (1897) S. 10z. — Vgl. oben S. 408 f. 
3) Vgl. oben S. 444 f. 
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Unsicherheit der Existenz leiden, welche die Gesittung der Ar- 
beite rbevölkerung untergräbt und damit den Bestand der ganzen 
Gesellschaft in Frage stellt. Es fragt sich detngemäss, ob und 
wie unter Fortbestand jener, zur Zeit noch im kulturellen und 
mittelbar zivilisatorischen Interesse liegenden Ordnung jene Un- 
sicherheit der Existenz aus dem Leben des Arbeiters verbannt 
werden könne. 

Dies ist nur möglich, wie es unsere Untersuchungen mehrfach 
haben erkennen lassen, durch eine zweckdienhche Organisation 
der Arbeiterversicherung. Inwiefern ? 

Die Arbeiterversicherung ist nur ein Teil des Unterstützungs- 
wesens. Dieses aber steht, wie die Erfahrungen aller Zeiten 
lehren, im naturnotwendigen Zusammenhang mit der jeweiligen 
Erwerbsordnung, ist derselben angepasst '). Am klarsten zeigt 
sich dieser Zusammenhang bei und nach dem Uebergang von 
der mehr oder minder gebundenen Erwerbsordnung zur Ordnung 
der vollendeten oder nahezu vollendeten wirtschaftlichen Freiheit 
in England. Hier war für die Armen Vorsorge getroffen durch 
die Armenordnung der Königin Elisabeth. Die Anforderungen 
aber an die Armenverwaltungen stiegen nach Einführung der neuen 
Erwerbsordnung und der durch sie bedingten Unsicherheit der 
Arbeiterexistenz ins Masslose, besonders als mit Aufhebung des 
Lehrlingsgesetzes der Elisabeth im Jahre 1814 die Einführung der 
Gewerbefreiheit vollendet war; denn dadurch wurden von der 
herrschenden Not auch Kraise erfasst, die bisher wenig davon 
berührt waren. Allein der freien Bethätigung der Arbeitskraft und 
damit der Möglichkeit, für sich selbst zu sorgen, wurde dadurch 
Spielraum gewährt und damit die Aussicht auf eine nach Ueber- 
windung der Uebelstände der Uebergangszeit eintretende Besse- 
rung eröffnet. Die Möglichkeit wurde noch erhöht durch die Auf- 
hebung des Koalitionsverbotes im Jahre 1824; denn nun ver- 
mochten die Arbeiter auf die Höhe des von ihnen verdienten Lohnes 
Einfluss zu gewinnen und wirksamer für die Zeit von Krankheit 
und Not Fürsorge zu treffen. Doch musste zuerst noch die alte 
Armenordnung der Elisabeth fallen, welche den Trieb der Ar- 
beiter, für sich selbst vorsorglich zu sein, lähmte. Das geschah 
durch das Armengesetz von 1834. Dies bedeutet ganz eine Rege- 

l) Vgl. den lehrreichen geachiehlUchen Ueberbliclt bei Brentana a. a. O. S, 
34/86, 
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lung des Unterstülzungswesens in Gemässheit der Grundsätze, auf 
denen die neue Erwerbs Ordnung beruht. Hatte diese jedem Arbeits- 
fähigea die Möglichkeil gegeben, selbständig für sich zu sorgen, 
so musste er infolge des neuen Armengesetzes es bitter büssen, 
wenn er diese Fürsorge unterliess. Jede Fürsorge für hilfsbe- 
dürftige Arbeitsfähige lehnt allerdings der Staat nicht ab, aber 
er legte der Unterstützung derselben den Satz zu Grunde, dass 
man die arbeitsfähigen Armen nur vor augenblicklichem Mangel 
zu schützen und ihnen das durchaus Notwendige zu gewähren 
habe, dagegen alles vermeiden müsse, was ihren Eifer, selbst für 
sich zu sorgen, vermindern oder gar ihre Lage den Arbeitenden 
gegenüber als eine günstigere erscheinen lassen könne. Daher 
sollte die Unterstützung arbeitsfähiger Armen nur im Arbeitshaus 
stattfinden. Die Arbeitshäuser aber wurden einer so strengen 
Ordnung unterworfen, dass sie den Insassen wie Gefangnisse er- 
scheinen mussten. So wurden die Arbeiter aufs äusserste ange- 
spornt, selbst für sich Fürsorge zu treffen, nur um nicht genötigt 
zu werden, die Unterstützung im Arbeitshaus in Anspruch zu 
nehmen. Seitdem und jedenfalls infolge davon haben die Hiifs- 
kassen (friendly societies) zu gegenseitiger Unterstützung in Eng- 
land in erstaunlichem Masse zugenommen, sodass vielleicht je 
eine von drei Seelen an je einer Hiifskasse beteiligt ist. Ausser- 
dem haben in neuerer und neuester Zeit die grössten und bestor- 
ganisierten englischen Gewerkvereine andere auf Gegenseitigkeit 
begründete Kranken- und Altersunterstützungskassen für ihre Mit- 
glieder errichtet, die sich in ihrer Einrichtung noch vor den übrigen 
Hilfskassen auszeichnen. Aber weder zum Beilritt zu einer der ge- 
nannten Kassen noch zum Beitritt zu irgend einer Kasse überhaupt 
sind die Arbeiter in England gesetzlich verpflichtet. Ebensowenig 
besteht eine gesetzliche Verpflichtung der Arbeitgeber, zu irgend 
einer Arbeiterhilfskasse Beiträge zu zahlen. Die Grundlagen des 
gesamten englischen Kassenwesens sind Freiwilligkeit und Selbst- 
verantwortlichkeit. Sonach sehen wir das Unterstützungswesen in 
England heute folgeudermassen geordnet: jeder ist in erster Linie 
darauf angewiesen, selbst für sich und die Seiften Fürsorge zu 
treffen für den Fall, dass er in Krankheit und Not geriete. Diese 
Fürsorge ist jedem ermöglicht durch die Gewerbe fr eiheit, durch 
die Koalitionsfreiheit und die Vereinsfreiheit. Auch haben die Ar- 
beiter die mannigfachsten Vereine und Gesellschaften gebildet, 
um für sich für die Fälle der Krankheit und Arbeitslosigkeit Für- 
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sorge ZU treffen ^). 

Wie aber nun die Arbeiter in England und anderwärts gegen 
die verschiedenen sie innerhalb der modernen Erwerbs Ordnung 
bedrohenden Gefahren vom Boden dieser Ordnung aus Vorsorge 
getroffen haben und Vorsorge treffen sollen, dies zu untersuchen, 
ist hier nicht der Ort°); uns interessiert an dieser Stelle nur 
die Frage, wie die Arbeiter in England und anderwärts für den 
Fall der Arbeitslosigkeit vom Boden der herrschenden Wirtschafts- 
ordnung aus Vorsorge getroffen haben und Vorsorge treffen sollen. 
Den ersten Teil der Frage haben wir bereits hinreichend in dem 
historischen Teil unserer Abhandlung erledigt und den zweiten 
Teil der Frage haben wir spater zu beantworten da, wo wir 
die besondere Ausgestaltung der Arbeitslosenversicherung in 
den Gewerkvereinen noch genauer zu erwägen haben werden. 
An dieser Stelle erübrigt darum nur noch, des nähern zu begrün- 
den, weshalb auf dem Boden der herrschenden Erwerbsordnung 
gerade die Gewerkvereine die Träger der Versicherung für den 
Fall der Arbeitslosigkeit der gelernten Arbeiter sind. 

Die Beantwortung dieser Frage aber folgt ganz und gar aus 
dem Begriff und Wesen der modernen Arbeitslosigkeit. Als die 
wichtigste und ausschlaggebende Ursache der modernen Arbeits- 
losigkeit, deren Betrachtung auch thatsächlich zuerst den Gedan- 
ken einer Arbeitslosenversicherung in Gewerk vereinen geweckt 
hat und noch beständig wachhält, hat nämlich die Lage des Mark- 
tes zu gelten, die wirtschaftliche Wellenbewegung, wie wir ein- 
gangs sagten, hervorgerufen durch eine GüterüberfUUe, der über 
kurz oder lang wieder Gütermangel und daraus eine lebhafte 
Güternachfrage folgt , die zu neuer fieberhafter Gütererzeugung 
anregt. — 

Also die Nachfrage nach Gütern hat abgenommen, da alle 
Sonderwirtschaften ihren Güterbedarf befriedigt haben. Zahlreiche 
Arbeiter werden infolgedessen beschäftigungslos. Die Nachfrage 
auf einem Markte ist aber immer nur die Nachfrage nach einer 
Ware zu einem bestimmten Preis und das Angebot einer Ware 
nur das Angebot derselben zu einem bestimmten Preis. Arbei- 
ter nun, die keine Arbeit zu einem bestimmten Preise finden, 
würden sie vielleicht doch finden zu einem geringern Preise. Hier 
stossen wir nun gerade auf den Punkt, der die gelernten Arbeiter 

1) Brcnlana a. a. 0. S. 60/70. 

2) Vgl. darüber Brentane\ mehtfach genannte lehrreiche Schrin. 
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zur Begründung von Arbeitslosenversicherungskassen veranlasst 
hat; denn sie erkannten, dass es in ihrem Lebensinteresse liege, 
zu verhindern, dass es Arbeitsgenossen gebe, welche, von der 
Not getrieben, sich bereit erklären, zu einem geringern Lohnsatz 
zu arbeiten, und auf diese Weise das Lebensniveau des ganzen 
Standes herabdrücken. In jenem Falle entstände also für die 
gewerkvereinliche Arbeitslosenversicherungskasse die Frage, ob 
sie es billigt oder billigen kann, wenn ein Mitglied sich weigert, 
gegen jenen billigem Lohnsatz zu arbeiten, und statt dessen das 
Geschenk in Anspruch nimmt. Ganz besonders tief berührt diese 
Frage die Arbeitsgenossen im Falle von Lohnstreitigkeiten u. s. w., 
bei denen es sich um Erhaltung der erreichten oder Erhöhung 
einer zu niedrigen Lebenslage handelt. Und so zeigt sich, wie 
Brentano bemerkt, als aus innern Gründen, durch die Sache, ge- 
boten, was wir als historische Thatsache längst kennen: die Ver- 
sicherung für den Fall der Arbeitslosigkeit infolge der allgemeinen 
Lage des Marktes kommt nicht nur thatsächlich nirgends von 
der Versicherung für den Fall der Arbeitslosigkeit infolge von 
Arbeitsstreitigkeiten (Arbeitseinstellung oder Aussperrung) ge- 
trennt vor^), sie ist auch von dieser überhaupt nicht trennbar. 
Die Versicherungskasse für den Fall der Arbeitslosigkeit kann 
nur^) ein Gewerkverein sein. 

Dies ist jedenfalls der durchschlagendste Grund für die 
Versicherung gegen die Folgen der Arbeitslosigkeit innerhalb 
der Gewerkvereine. Auf ihn kommen darum die Vertreter der 
herrschenden Erwerbsordnung, die Individualisten, und selbst die- 
jenigen, welche die bestehende Wirtschaftsordnung aus prinzipi- 
ellen Gründen bekämpfen und verwerfen, aus Gründen der Oppor- 
tunität aber mit ihr rechnen, die Sozialisten, immer wieder zurück. 

Nach H. Herkner fällt, wie wir bereits erwähnten, eines der 
schlimmsten Uebel, das den Arbeiter unter der Herrschaft des 
freien Wettbewerbs trifft, die Vo rb ehalt los igkeit des Angebotes 
weg'). Ebenso sind nach E. Loew, wie wir gleichfalls schon er- 
wähnten, die Vorkehrungen der Gewerkvereine der Arbeitslosigkeit 

l) Oder sollte wenigstens nicht davon getrennt vorkommen! 

a) Anm. des Vf. : DUtmguo .- Prinzipiell — Ja I Thatsächlich — Nein ! — Vgl. 
oben S. 444 f. 

3) H. Htrkner: Die Arbeiterfrage ?>. 60; vgl. oben S. 398. — Motivierungen 
gldcher Art bei : F. W. FoersUr a. a. O. S. 20 f., N. Buuhmantt a. a. O. S. 19 
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gegenüber weit mehr Konsequenz ihrer Lohnpolitik denn Hilfs- 
massregel; die Arbeitslosenfonds sind nicht so sehr Versicherung 
gegen Beschäftigungslosigkeit als vielmehr eine Massregel zur Er- 
haltung des erreichten Lohnniveaus'). Besonders n achdrucks voll 
wird diese zentrale Stellung der Arbeitslosenversicherung im Ver- 
sicherungswesen der Gewerkvereine von Sidney und Beatrice Webb 
betont. Die Aufgabe des Gewerkvereins vom kollektiven Stand- 
punkt aus, schreiben sie, besteht darin, den Arbeiter daran zu 
verhindern, unter dem Druck des Verhungerns Arbeit unter Be- 
dingungen anzunehmen, die nach der gemeinsamen Ansicht des 
Gewerkes den Interessen desselben schädlich wären. Das hat 
von Anfang an als der leitende Gedanke der Arbeitsiosenunter- 
stützung gegolten ^). Das Schriftstellerpaar belegt diesen Satz mit 
einer langen Reihe sehr interessanter Thatsachen aus den ver- 
schiedensten Gewerk vereinen, die alle mehr oder minder die 
gleiche Auffassung haben, dass es gelte, durch die Arbeitslosen- 
unterstützung zu verhindern, dass die Arbeitslosen Stellen unter 
Bedingungen annehmen, die für das Gewerbe nachteilig wären'). 
Und so erscheint auch je länger je mehr den deutschen Gewerk- 
schaften die Arbeitslosenunterstützung, wie Heinrich Herkner sich 
treffend ausdrückte*), als das Rückgrat für die Wirksamkeit der 
Gewerkvereine, als das Mittel, ohne welches sie keine erfolgreiche 
Lohn- und Arbeitspolitik, also auch keine dauernde Erhöhung 
der Lebenshaltung erreichen können. Es ist unmöglich, die zahl- 
reichen Belegstellen hierfür auch nur einigermassen dem Wortlaut 
nach an dieser Stelle wiederzugeben. Wir greifen nur einige, 
besonders charakteristische heraus. So betont der Berliner Ge- 
werkschafter Bruno Poersck treffend, dass die Gewerkschaften 
ohne die Arbeitslosenunterstützung den Namen Kampfesorgani- 
sation gar nicht verdienen, weil die Mitglieder bei ihnen wie im 
Taubenschlag aus und eingingen und ihre Kämpfe sich stets im 
Kreise herumdrehten, da sie gegenüber dem Lohndruck der Ar- 
beitslosen nicht imstande seien, ihre Forderungen durchzusetzen 

l) Ä. Loew a, a. O. S. 9a; vgl. oben S, 419. — B. Loeai urgiert dies allerdings, 
Vfie wir früher gesehen, viel zu stark; denn die Arbeitslosenversichenuig ist auch bis 
zu einem hohen Grade Hilfs massregel der Gewerkvereine. 

a) Sidniv und Btatrke Wibb: Induslrial Democracy (Theorie und Praxis der 
englischen Gewerkvereine — deutsch von C. Hugo I. Bd. (Stuttgart 1898) S, 143). 

3) WM-Hugo a. B. O. S. 143/47. 

4) Vgl. oben S. 398. 
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und Erreichtes festzuhalten'). Und der sozialistische Reichstags- 
abgeordnete v. E/m schrieb unlängst im Korrespondenzblatl der 
Generalkommission der Gewerkschaften Deutschlands u. a. ; die 
Aufgabe, im wirtschaftlichen Kampf ihre Mannen zu stehen, haben 
die Gewerkschaften, welche Arbeitslosenunterstützung zahlen, er- 
füllt, sie sind Kampfesorganisationen und zwar doppelt so stark, 
als die übrigen Gewerkschaften. Im übrigen ist auch die Arbeits- 
losenunterstützung selbst ein Kampfesmittel (was er dann in der 
vorgeschilderten Weise näher begründet) '). In den Gewerkschafts- 
organen viel citiert wurde nach Sckanz^) eine sehr bezeichnende 
Auslassung des sozialistischen Pseudonymus Parvus: die Arbeits- 
losenunterstützung, sagt derselbe, hat nur einen Sinn als gewerk- 
schaftliches Kampfmittel. Dann handelt es sich aber dabei am 
allerwenigsten um die Arbeitslosen selbst, sondern hauptsächlich 
um die beschäftigten Arbeiter, die unter der Konkurrenz der Ar- 
beitslosen leiden. Es handelt sich nicht darum, die Arbeitslosig- 
keit innerhalb der kapitalistischen Produktionsweise zu beseitigen, 
sondern darum, die Konkurrenz der Arbeitslosen in ihren, die 
Widerstandskraft der Arbeiteroi^anisationen schädigenden Wir- 
kungen zu mildern . . . Sie ist es, die den Organisationen das Rück- 
grat stärkt. Schält man aber die Arbeitslosenunterstützung aus 
ihrer Stellung im gewerkschaftlichen Kampf heraus (obligatorische 
Arbeitslosenversicherung 1) und sucht man ihr eine selbständige 
soziale Bedeutung beizulegen , so führt das zum grössten Wider- 
sinn , zur verrücktesten sozialpolitischen Kurpfuscherei*). Kurz: 
die Stimmen für gewerkvereinliche Arbeitslosenunterstützung, aus 
besagtem Grunde heraus, innerhalb der deutschen Gewerkschaften 
Hessen sich häufen ; die angeführten aber genügen zur Kennzeich- 
nung der Stimmung in diesen Kreisen*). 

Es ist also kein Zweifel; die Arbeitslosenversicherung hat 
sich uns als eine ureigene, dank der herrschenden Erwerbsord- 
nung zu ihrem Wesen gehörige Aufgabe der Gewerkvereine zu- 
nächst der gelernten Arbeiter herausgestellt, und sie würde ganz 

I) Br. Poirsch a. a. O. — vgl, F. W. Folrster a. a. O, S. 31. 
a) Vgl. Soiiale Praxis VII, Jg. Sp. 1178. 

3) Schanz: Neue Beiträge S, :i3. 

4) Paruus a. a. 0. S. 36 fF. — Vgl. auch Sckanz: Neue Beiträge S. 113/16. 

5) Vgl. übrigens noch die auf dem vom 4. bis S, Mai 1S96 in Berlin abgehal- 
teneii i, Kongress der GewerkschafCeo Deutschlands angenommeDe Resolution in : 
Protokoll d. Verhandlungen des 2. Kongresses der Gewerkschaften Deutschlands (Hamburg 
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ohne Zweifel auch eine Aufgabe der halb- und ungelernten Ar- 
beiter sein, sobald dieselben die Fähigkeit zu wirksamer Gewerk- 
vereinsbildung erlangen würden; dann brauchte für sie nicht mehr 
nach andern Mitteln gesucht zu werden, um sie für den Fall der 
Arbeitslosigkeit sicher zu stellen. 

Unsere Beweisführung über die Arbeitslosenversicherung als 
ureigene Aufgabe der Gewerkvereine würde nun aber noch um 
ein Bedeutendes verstärkt, wenn wir nachweisen könnten, dass 
sich die Arbeitslosenunterstützung am einfachsten und natürlich- 
sten und darum auch am zw eck massigsten innerhalb der Gewerk- 
'vereine einrichten Hesse, indem alle die Ungeheuern Schwierig- 
keiten, die uns eine Öffentlich-rechtliche Arbeitslosenversicherung 
nachgerade als unmöglich erscheinen lassen, bei der Organisierung 
der Versicherung auf gewerkvereinlicher Grundlage entfallen. Und 
in der That: wir können diesen Beweis erbringen. 

I. Was zunächst die Risikoverschiedenheit oder das Fehlen 
der Solidarität betrifft, welche die obligatorische Arbeitslosenver- 
sicherung als durchaus unhaltbar erscheinen lassen, so fehlen die- 
selben bei der gewerkvereinlichen Versicherung, wenn nicht ganz, 
so doch zum weitaus grössten Teil. Die einzelnen Mitglieder des 
Gewerkvereins laufen ja im grossen und ganzen das gleiche Risiko 
ihrer Branche; jeder Gewerkverein bildet eine einheitliche Ge- 
fahrengemeinschaft'); jeder kommt gesondert für die ihn be- 
drohenden Gefahren, vor allem auch die Gefahr der Arbeitslosig- 
keit, auf; alle Mitglieder des gleichen Gewerkvereins sind also 
durch da.s gleiche Sohdaritätsgefühl verknüpft. Die grossem 
Risiken eines ungünstiger gestellten Gewerkvereins kümmern den 
in dieser Hinsicht günstiger gestellten Verein nicht, während inner- 
halb der obligatorischen Arbeitslosenversicherung, wenn nicht eine 
Unsumme von Gefahrenklassen gebildet wird — was, wenigstens 
bei der kommunalen Versicherung, nicht geschieht und nicht ge- 

1896) S. 121 (mitgeteilt bei F. fV. FotrsUr s. a. O. S. 27. — Buschmann a. a. O. S. 39. — 
Schani-, Neue Beitrüge S. 113). — Handschuhmacher Ni. 29 v, 30. Juli 1S94 (bei Sihani: 
Zur Frage S. 196 Anm.), — Deutsche Metallarbeileraeitung unter dem 23. Jan. 1898 
(b. Foerstcr a. a. O. S. 3:). ~ C. Hänhch in Neue Zeit (milget. in Soziale Praxi» 
VII. Jahrg. (Leipzig 1S9S) Sp. 1129). — Vgl. auch noch Mitteilungen ähnlicher Natur 
aus Geweiksghaftskreisen in Soziale Praxis VII. Jg. Sp. 2II t; m f.; 1178; I2»3 t 
1) Inwiefern die Mischung von tüchtigen und minderlüchtigen Elemenleo in den 
Gewerkvei einen keine Schwierigkeit macht, darüber vgl. unten S. 476 f. 
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schehen kann^) — die besseren Risiken (Arbeiter wie Arbeit- 
geber) für die schlechtem aufkommen müssen, die eklatanteste 
Ungerechtigkeit und Unbilligkeit und schliesslich der Ausgangs- 
punkt für den Sturz derartiger Kassen, wie sich dies in St. Gallen, 
Zürich und Basel gezeigt hat '). Solche Versicherungskassen für den 
Fall der Arbeitslosigkeit, schrieb daher bereits 1879 L. Brentano 
sehr treffend, müssen für jedes Gewerbe gesondert errichtet werden ; 
besteht doch für die verschiedenen Gewerbe eine verschieden 
grosse Gefahr, von Absatzstockungen und Arbeitslosigkeit zu 
leiden. Luxusgewerbe, welche von den Schwankungen des wech- 
selnden Geschmackes abhängig sind, sind dieser Gefahr mehr aus- 
gesetzt als Gewerbe, welche sich mit der Herstellung von der 
Masse der Bevölkerung jahraus jahrein begehrter, unentbehriicher 
Bedarfsgegenstände befassen. Je nach der Grösse der Gefahr, 
von Absatzstockung und Arbeitslosigkeit zu leiden, müssen aber 
auch die Beiträge der gegen diese Gefahr Versicherten von ver- 
schiedener Höhe sein*). Und mit Brentano stimmen zahlreiche 
andere Nationalökonomen und Sozialpolitiker überein*). Auch 
Sozialpolitiker und Nationalökonomen, die andern Versicherungs- 
projekten huldigen, müssen doch die einfachere Lösung der Risiko- 
frage innerhalb der Gewerkvereine zugeben'). Dieser Verschie- 
denheit des Risikos entspricht auch der, wie wir gesehen, in den 
verschiedenen Gewerkvereinen Englands und anderer Länder ver- 
schieden starke Trieb und Drang, sich gegen die Folgen der Ar- 
beitslosigkeit zu versichern*). Die Mitglieder der Gewerkvereine 
sind auch im grossen und ganzen gleichartige Elemente, oder 
wenn sie es von vornherein nicht sind , so werden sie es durch 
die strenge Zucht in den Vereinen doch mehr und mehr: geringer- 
wertige Mitglieder werden durch sie je länger je mehr empor- 
gehoben, oder wenn sie sich als ganz unbrauchbar erweisen, ab- 
gestossen. Moralisch absolut unterwertige Elemente werden gar 

1) Was die staatliche obligalorische ArbeitslosenTersicherung auf beruf^enossen- 
schafllicher Grundlage betrifft, so vgl. oben S. 460 Anm. 
z) Vgl. oben S. 457 f. 

3) L. Brentano a. a. O. S. 207/8. 

4) Vgl. noch: N. Bmchmana a. a, O. S. 17. — A, Stick: Der Stand der Ar- 
beitslosenversicherung in der Schweiz ». a. O. Sp. 612/13. — H- ^o^'- a. d. a. 00. 

5) Vgl. z. B. Schanz: Zur Frage S. 163 u. 175. — 0. v. Boenigk a. a. 0. S. 7M. 
— Adlir: lieber die Aufgaben des Staats u. s. w. S. 53. 

6) Vgl. oben S. 41S fr. — Vgl. ferner Scham : Zar Frage S. 14. — £. Loao a. a. O. 
S. 91 ff. — N, Buschmann a. a. O. S. 42. 
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nicht aufgenommen. Die Tüchtigen brauchen also in den Gewerk- 
vereinen im allgemeinen nicht für Un- und Mindertüchtige aufzukom- 
men, oder wenn es ab und zu geschieht, so geschieht es eben 
aus Standesbewusstsein und Standesinteresse. Es steht also fest: 
die Schwierigkeit der Risikoverschiedenheit oder des Fehlens der 
Solidarität, welche die obligatorische Arbeitslosenversicherung 
nachgerade als unmöglich erscheinen lässt, besteht bei der Ar- 
beitslosenversicherung auf gewerkvereinlicher Grundlage nicht, 

2. Nicht viel anders verhält es sich mit der aus der Verschul- 
dungsfrage hervorgehenden Schwierigkeit. So bedeutend sich die- 
selbe bei der obligatorischen Arbeitslosenversicherung darstellt, 
so gering erscheint sie bei derjenigen in gewerkvereinlicher Form. 
Die Arbeitslosen der Gewerkvereine stehen bei Entscheidung 
der Frage nicht einem fremden, aufgezwungenen Schiedsgericht 
gegenüber, sondern dem freigewähllen des Vereins, einem Ge- 
richt also, zu dem man Vertrauen besitzt. Der Schiedsrichter des 
einzelnen Gewerkvereins , der ein routinierter Fachmann ist, ver- 
mag auch alle in Betracht kommenden individuellen Verhältnisse 
leichter zu überschauen und sachgemässer zu beurteilen als der 
Schiedsrichter der obligatorischen Versicherung, der sich einer 
Unmenge von Arbeitern und Branchen gegen übers i eht , die er 
nicht kennt und auch unmöglich kennen lernen kann. Während 
der letztere über Arbeiter und Arbeitgeber erst lange und un- 
erquickliche Untersuchungen anstellen müsste und auch dann 
seine Entscheidungen mehr oder minder formalistisch zu treffen 
vermöchte, kennt ersterer die Verhältnisse und den Charakter 
der Arbeitnehmer sowohl wie der Arbeitgeber, seine Entschei- 
dungen sind den jeweiligen eigentümlichen Verhältnissen ange- 
passt und erscheinen demnach als gerecht und billig, während 
die Entscheidungen nur der bureaukratischen Schiedsrichter immer 
den Verdacht der Ungerechtigkeit und Unbilligkeit aufkommen 
lassen. Allerdings könnten dem bureaukratischen Schiedsrichter 
Vertrauensmänner aus den einzelnen Berufen zur Seite gegeben 
werden; im Grunde würde aber dann nicht der Schiedsrichter, 
sondern der jeweilige Vertrauensmann die Entscheidung treffen; 
der bureaukratische Richter würde nur als das Organ für den Aus- 
spruch des Urteils erscheinen, und es wäre so der beste Beweis 
für die innere Verkehrtheit und Unhaltbarkeit der obligatorischen 
Versicherung und die alleinige Richtigkeit, Naturgemässheit und 
Zweckdienlichkeit derjenigen auf streng beruflicher, auf gewerk- 
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schaftlicher Grundlage geliefert. — Ferner kennen sich die ein- 
zelnen Ge Werkvereinsgenossen untereinander sehr gut; sie alle 
haben das Interesse, dass keiner ihre Kasse ausbeutet und plün- 
dert; was aber noch mehr ins Gewicht fällt: das Zusammenleben 
der Genossen im Gewerkverein hebt alle geistig und sittlich, so- 
dass Anwandlungen zum gegenseitigen Betrügen und zum Be- 
stehlen der allen gehörigen Kasse mehr oder minder hintange- 
halten werden u. s. w. u. s. w. Kein Wunder darum auch, wenn 
alle verständigen Nationalökonomen und Sozialpolitiker, die viel 
leichtere Entscheidung der Verschuldungsfrage in den Gewerk- 
vereinen nachdruckvoll hervorheben^). 

3. Auch der Arbeitsnachweis und die Arbeitsanweisung, die 
in der obligatorischen Arbeitslosenversicherung eine so grosse 
Schwierigkeit bilden, zeigen in Verbindung mit der gewerkverein- 
lichen Arbeitslosenversicherung ein viel freundlicheres Gesicht. 
Der Gewer kvereinler weiss, dass dieselbe im Interesse eines ge- 
deihlichen Gewerkvereinslebens liegt, jenes Lebens, mit dem sein 
eigenes und das seiner Familie aufs engste verknüpft sind, die 
also unbedingt leiden müssen, wenn ersteres leidet. Der Gewerk- 
vereinsbeamte, welcher Arbeit nach- und anweist, kennt zudem 
seine Branche genau, er kennt die Arbeiter und hat durch die 
Organisation des Vereins über das ganze Land hin die zweck- 
dienlichsten Mittel zur Hand , sich über fremde Arbeitgeber zu 
orientieren. So vermag er unvergleichlich sachgemässer zu ver- 
fahren als der Bureaukrat, dem die Einblicke in die beiderseitigen 
Verhältnisse fehlen, der sie sich auch nicht wohl verschaffen kann. 
Der Ge werk Vereinsbeamte vermag alle individuellen Verhältnisse 
in Betracht zu ziehen. Die Anweisung zu gering bezahlter Ar- 
beitsstellen ist zudem durch die sog. allgemeine Regel *) der Ge- 
werkvereine ausgeschlossen. So wird denn auch die Einfachheit 
und Leichtigkeit, mit der sich die ArbeiCsnach- und Zuweisung 
innerhalb der Gewerkvereine vollzieht, wieder von den National- 
ökonomen und Sozialpolitikern in höchst anerkennenden Worten 
hervorgehoben und gefeiert^). 

1) Vgl. I, B. Siiam: Zur Frage S. ijt. — Buschmann a. a. O. S. 106. u. s. w. 

2) Vgl. darüber Webb-Hugc 11. Bd. S. 99; — Sidney und BiatrUi IVeii: Die 
theoretische Basis der engl. Gewerkvereine, in Braun's Archiv X[. Bd. (Berlin 1897) S, I ff, 

3) Vgl. I. B. K. 0/dmberg a. a. O. S. 255 f. — H. v. Naslh: Die Arbeit»- 
losentrage im Lichte der englischen Erfahrungen , in SchmolUr\ Jahrb. XX. Jahrg. 
(Leipzig 1896) S. IJ88/89. — A". Busikmann a, a. O. S. 106, — G. Scham: Zor 
Frage S. 17z n, a. 
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4. Was dann weiterhin die Arbeitsstreitigkeiten (Streik und 
Aussperrung) betrifft, welche die obligatorische Arbeitslosenver- 
sicherung in ein unlösbares Dilemma verwickeln, so besteht (jiese 
Schwierigkeit bei der Versicherung auf gewerkverein lieh er Grund- 
lage überhaupt nicht. Der Streik bildet Ja für die Gewerkvereine 
ein Kampfmittel, ein Mittel, mit dem sie wirksamerweise eine 
berechtigte Lohnerhöhung und Erhöhung ihrer ganzen Lebens- 
lage zu erstreben vermögen. Es ist darum selbstverständlich, dass 
die Arbeitslosen, die sich dieses Mittels in berechtigter Form be- 
dienen, von Seiten des Gewerkvereins die Arbeitslosenunterstütz- 
ung bezw. die Streikunterstützung empfangen. Doch pflegt dabei 
nicht in willkürlicher, sondern sachgemässer Weise verfahren zu 
werden. Vorbild sind hier die grossen englischen Gewerkvereine, 
In der Praxis derselben, sagt Foerster, werden streikende Arbeiter 
nur dann unterstützt, wenn der Generalsekretär des Verbandes 
sich an Ort und Stelle vor Beginn des Ausstandes ganz genau 
über den Thatbestand informiert, die wirtschaftliche Lage der be- 
treffenden Industrie untersucht und gütliche Auseinandersetzung 
versucht hat. Es giebt, bemerkt er weiter, manche Arbeitsnieder- 
legung, die in den Augen eines arbeiterfreundlichen Kommunal- 
beamten durchaus berechtigt ist, während sie von einem Gewerk- 
verein ssekretär als nicht unterstützungsberechtigt abgelehnt würde. 
Eine so genaue Information über alle Verhältnisse , wie sie zu 
einer solchen Urteilspraxis erforderlich ist, kann nicht von einem 
Bureaukraten, sondern nur von einem langjährigen Fachmann des 
betreffenden Gewerbes erworben werden i). Mit Recht macht 
darum auch Herkner Adler die Nichtbeachtung dieser Sachlage 
zum Vorwurf; es müssten nämlich, sagt Herkner gegen Adler, der 
schlechthin die infolge von Arbeitsstreitigkeiten Arbeitslosen als 
verschuldet arbeitslos angesehen und dementsprechend behandelt 
wissen wollte ^), bestimmte Arbeitsbedingungen als Ausgangspunkte 
für die Entscheidungen angenommen werden*); es würde sich 
dann nämlich die Möghchkeit eröffnen, Arbeiter, welche individuell 
oder organisiert einer Verschlechterung der normalen Arbeitsbe- 
dingungen widerstreben, als verschuldet arbeitslos anzusehen; 
allein der Begriff der normalen Arbeitsbedingungen könne sich 

i) F. W. Fstnur a. a. O. S. 24. 

2) G. Adler: a. d. S. 462 Anm. 3 a. a. O. — Vgl. auch .^a'/ft-,- Arbeitslosigkeit im 
Hdwb. <1. Staatsw. I. Bd {2,. A.) S. 933. 

3) Vgl. auch M.y. Bonn .- Bekämpfg. d. Arbeitsloagkt . in ; Die Zeil VII. Bd. (Wien) S. 19. 
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in der Regel nur dort klar entwickeln, wo die Regelung des Ar- 
beitsvertrages korporativ durch die Organisation der Arbeiter und 
Arbeitgeber erfolgt sei. Die Entscheidung der Schuldfrage würde 
also nur dort leicht fajlen, wo die Arbeiter bereits in Gewerk- 
vereinen stramm organisiert seien ; dort aber sei die ganze kom- 
munale Versicherung gegen Arbeitslosigkeit überflüssig^). 

5. Endlich erscheint auch die Kontrolle der Arbeitslosen, 
welche der Arbeiter bei der obligatorisch-bureaukratischen Ver- 
sicherung nur mit höchstem Missbehagen und Unwillen ertragen 
kann , bei der gewerkschaftlichen Arbeitslosenversicherung sehr 
einfach und natürUch. Die zu kontrollierenden Arbeiter sehen sich 
nicht einem fremden, vielleicht kalten und herzlosen Bureaukraten 
gegenüber, sondern einem Berufsgenossen, einem Mann, der mit 
ihnen lebt, denkt und fühlt; die Arbeitslosen der Gewerkvereine, 
werden sich also unvergleichlich leichter allen erforderlichen Kon- 
trollen unterwerfen, als die Arbeitslosen einer aufgezwungenen 
kommunalen oder staatlichen Versicherungsanstalt. 

Alles a!so, was innerhalb der Öffentlich-rechtlichen, obligato- 
rischen Arbeitslosenversicherung so gewaltige Misslichkeiten, 
Schwierigkeiten, Unmöglichkeiten verursacht, regelt sich innerhalb 
der gewerkvereinlichen Versicherung höchst einfach , gewisser- 
massen ganz spontan : die tnnern, psychologischen Widersprüche 
und Unwahrheiten verkehren sich in ihr gerades Gegenteil; dies 
ist der beste, mit Händen zu greifende Beweis dafür, dass allein 
eine Arbeitslosenversicherung auf gewerkvereinlicher Grundlage 
als theoretisch richtig und praktisch brauchbar erscheinen kann. 

Eine eigenartige Begründung für die Arbeitslosenversicherung 
auf gewerkvereinlicher Grundlage hat noch F. W. Foerster in seiner 
warm und schwungvoll geschriebenen kleinen Schrift") versucht, 
der wir uns nur deshalb anzuschliessen Bedenken tragen, weil sie 
von dem Boden der gegebenen individualistischen Wirtschafts- 
ordnung ab allzu stark in die noch nicht seiende und möglicher- 
weise auch nicht so sein werdende Zukunft hinüberführt, wie F. W. 
Foerster sie aus ihren gegebenen Tendenzen deduziert^). 

Zudem ist auch die Begründung Foerster's sehr einseitig und 

eng; sie stützt sich nämlich nur auf einen einzigen, sei es nun 

i) H, Hirkner : Die Arbeitslosenversicherung und der Sparzwang, in Soz, Prax. 

V. Jg. (Berlin 1896) Sp. 1039. — Ders. : Die Arbeiterftage (Berlin 1897) S. 132/33. 

2) Siehe oben S. 391. 

3) Vgl. bes. Fotnter a. a. O. S. 18 f. 
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wirklichen oder nur so scheinenden Vorteil des Gewerkvereins- 
wesens, auf den wirklichen oder nur scheinbaren Beruf der Ge- 
werkvereine, in Verbindung mit den Unternehmerkartellen dereinst 
das wirtschaftliche Leben auf die höhere Stufe durchgreifender 
Organisation zu erheben, jener Organisation, die in der Vorstel- 
lung Foerster's (übrigens auch anderer Nationalökonomen) ') mit 
der karte II massigen oder korporativen Regelung von Produktion 
und Konsumtion auch dem Schreckgespenst der Arbeitslosigkeit 
den Garaus machen soll. 

Diese Begründung, sagen wir, erscheint sehr einseitig und 
eng, sobald sich nachweisen lässt (was keine Muhe macht), dass 
mit dem Gewerkvereinswesen noch andere, vielleicht viel greif- 
barere Vorteile ökonomischer und sozialer Art verknüpft sind, 
als der wirkliche oder nur scheinbare Beruf der Gewerkvereine, 
Mitträger der künftigen wirtschaftlichen Organisation zu sein. So 
möchten wir namentlich auf die Ökonomisch-technische Bedeutung 
des Gewerkvereinswesen s hinweisen, die wie Sidney und Beatrice 
Webb darthun, darin besteht, dass die Gewerkvereine durch ihre 
Lohn- und Arbcitspolitib (ihre allgemeine Regel) den wirtschaft- 
lichen und technischen Fortschritt befördert haben und befördern, 
indem sie durch ihre Politik die Unternehmer fort und fort zwingen 
zur Einführung immer vollkommenerer Betriebsmittel*). 

Um also nicht einseitig zu sein, müsste man die Notwendig- 
keit der gewerkschaftlichen Arbeitslosenversicherung, ohne die ja 
erwiesenermassen ') die Gewerkvereine kaum bestehen, jedenfalls 
nicht kraftvoll wachsen und gedeihen können, nicht aus einem 
einzigen, vielleicht noch nicht einmal stichhaltigen, sondern aus 
der Gesamtfülle ihrer ökonomisch-technischen und allgemein so- 
zialen Vorteile heraus begründen. 

Diese Beweisführung würde dann die Form folgenden ein- 
fachen Syllogismus annehmen; den Obersatz würde diese These 
bilden: die Gewerkvereine sind (aus den und den Gründen) In- 
stitute von eminent wirtschaftlicher und sozialer Bedeutung; der 
Untersatz würde lauten : ohne die Arbeitslosenversicherung können 



1) Vgl I. B. die sehr lehrreiche Abhandlung ^/^«-^ ÄÄajf/i's.- Zum Kartellwesen 
UDd lur KarlellpoliiLk, in dieser Zeitschr. 54. Jg. {Tübingen 1898) bea. S.659 (Nr. 6). 

z) Sidniy und Btalricc Wibb : Die engt iscb en Gewerkre reine nach ihiem Volks« 
wirtschaftlichen Wert, in Braun's, Archiv XL Bd. (Berlin 1897) S. 332 ff. — Webb-Huge 
a. a. O. I. Bd. S. 353 ff. — Vgl. auch H. Hcrkntr: Die Arbeiterfrage (Berlin i8g7) S. 88 f. 

3) Vgl, den Beweis S. 471/75- 

[4] 31 
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aber die Gewerkvereine nicht gut bestehen, jedenfalls kein energie- 
volies Wachstum und Leben entfalten. Daraus würde sich der 
Schlusssatz ergeben : also ist fiir die Gesamtheit der gelernten 
Arbeiter die Arbeitslosenversicherung auf gewerkvereinlicher Grund- 
lage zu organisieren. 

Wir haben uns in unserer Untersuchung mit dem Beweise 
des Untersatzes begnügt, indem wir die Richtigkeit des Ober- 
salzes, der ja von keinem vernünftigen National Ökonomen und 
Sozialpolitiker bestritten wird, voraussetzten. 

Trotzdem könnte uns vielleicht jemand einwenden, wir be- 
gingen an dieser Stelle einen Trugschluss, da wir doch früher') 
ausdrücklich hervorgehoben hätten, dass allerwärts Gewerkvereine 
bestehen, von den bestehenden aber doch nur ein gewisser Prozent- 
satz die Versicherung für den Fall der Arbeitslosigkeit einge- 
richtet hätte. Demgegenüber bemerken wir ; wir behaupten keines- 
wegs , es könnten die Gewerkvereine ohne die Arbeitslosenver- 
sicherung überhaupt nicht bestehen, wir behaupten nur, es könnten, 
wie wir eingehend bewiesen haben, die Gewerkvereine ohne die 
Arbeitslosenversicherung, weil sie das vornehmste Lebenseiement 
dieser Vereine bilde, nicht innerlich gefestigt bestehen und keine 
grössere Kraftentfaltung bekunden. 

Nachdem wir so sämtliche denkbaren, teils vorgeschlagenen, 
teils wirklich versuchten Arbeitslosenversicherungen vor der Kritik 
haben Revue passieren lassen, erübrigt nun nur noch, kurz daraus 
die Folgerungen für die zweckmässigste Gestaltung der Arbeits- 
losenversicherung zu ziehen. 

III. Folgerungen aus unserer Kritik der verschiedenen Arbeits- 
losenversicherungsprojekte, -versuche und -vorschlage für die 
zweckmässige Gestaltung der Arbeitslosenversicherung. 
Wenn wir nun aus den bisherigen Untersuchungen für die 
zweckmässige Gestaltung der Arbeitslosenversicherung kurz die 
notwendigen Folgerungen ziehen und zusammenstellen, so hat sich 
uns eins als unwiderlegliche Wahrheit ergeben : es ist, wenigstens 
zur Zeit noch, unmöglich, die Arbeitslosenversicherung nach einem 
einzigen Rezepte zu gestalten ; die ökonomischen und sozialen 
Verhältnisse der Arbeiter sind dafür viel zu viel verschieden. Die 
Gesamtheit der Arbeiterschaft hat sich uns in zwei grosse Gruppen 
I) Vgl. oben S. 418. 
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zergliedert, die jede für sich in Hinsicht auf die Versicherung für 
den Fall der Arbeitslosigkeit, zwar nicht prinzipiell, aber thatsäch- 
lich, absolut anders zu behandeln ist, soll die Versicherung ge- 
sund und wirksam funktionieren: die Gruppe der gelernten Ar- 
beiter und die Gruppe der halb- und ungelernten; für jede der- 
selben muss spezialisiert, muss der Versicherungsrock so geschnitten 
werden, dass er sitzt. 

Was die Gruppe der gelernten Arbeiter betrifft, die, dank 
ihrer bessern ökonomischen und sozialen Verhältnisse , in der 
Lage ist, wirksame, der Gesamtheit ihrer Aufgaben gewachsene 
Gewerkvereine zu bilden, so ist für sie einzig und allein die Ar- 
beitslosenversicherung auf gewerkvereinlicher Grundlage die zweck- 
entsprechende Versicherungsform. Es waltet auch nicht der ge- 
ringste Zweifel ob , dass diese Aufgabe auch von den halb- und 
ungelernten Arbeitern übernommen werden könnte und müsste, 
wenn sie sich wirksamer Gewerkvereinsbildungen fähig erweisen 
würden. Das ist aber, wie wir gesehen, bisher nicht der Fall und 
auch nicht in naher Zukunft, wenn überhaupt jemals, zu erwarten '). 

Für die halb- und ungelernten Arbeiter muss darum, in ihrem 
eigenen Interesse und im Interesse der Gesellschaft, eine andere 
Form der Versicherung für den Fall der Arbeitslosigkeit gesucht 
und erprobt werden. Als zweckdienliche Form für diese Kategorie 
der Arbeiter hat sich uns aber zunächst die sog. Arbeitssicherung 
oder Arbeitsbeschaffung erwiesen, die besonders nachdrücklich 
und geschickt von y. Wolff, aber auch von andern Nationalöko- 
nomen und Sozialpolitikern *) vertreten wird. 

Immerhin aber müsste für den Fall, dass beim besten Willen 
der Staat und die Gemeinden, besonders zur Winterszeit, die so 
leicht Not Stands arbeiten verunmögiicht , nicht oder nicht für alle 
Arbeitslosen passende Arbeit beschaffen könnten, noch in anderer 
Weise gegen die Folgen der Arbeitslosigkeit Vorsorge getroffen 

1) Wie man erkennt , sehen wir hier von der 5. 398/418 entwickelten An- 
schüuung ab, dass die Arbeitfil osen Versicherung , bei fehlender oder durch kluge Be- 
schiänkung der Arbeiterfieizügigkeit gemässigter Konkurrenz der ungelernten Arbeits- 
kräfte um Arbeit, d, h. bei einer für diese Arbeiterkategorien bestehenden Möglich- 
keit, riisch und leicht von einer ungelernten Branche zu einet andern ungelernten 
überiugehen, als ausschliessliches Problem der gelernten Arbeitet und ihrer Fach- 
vereine erscheinen würde. 

2) Vgl. noch Adler: Arbeitsloagkeit, ». a. O. S. 930 f. — Delbrück a. a. O. 
S. 91 ff. — Schana in Preuss, Jahrb. 91. Bd. S, 513. — H. v. Noslic a. a. O. S, 1310 ff. 
— V. Mataja a. a, 0. S. 564 ff. n. v. a. 



D,g,tza:Jb.GOOgle 



484 ^' ^™'" Kempel : [50] 

werden. Als die einzige aber noch in Betracht kommende Form hat 
sich für diesen Fall der modifizierte individuelle Sparzwang von 
G. Schans ergeben: jener Zwang, durch den die Arbeiter obrig- 
keitlich genötigt werden, in eine Sparkasse gewisse Einlagen zu 
machen, die in möglichst kurzer Zeit durch Zuschüsse der Arbeit- 
geber, der Gemeinde, des Staates auf eine erkleckliche Höhe 
(100 M.) gebracht werden und bis zu dieser Höhe für den Fall 
eintretender, nicht durch Arbeitsbeschaffung zu behebender Arbeits- 
losigkeit gesperrt bleiben. Der Sparzwang müsste also auf alle 
Fälle für die halb- und ungelernten Arbeiter organisiert werden, 
wenn er auch erst wirksam würde im Falle der Unmöglichkeit, 
passende Notstandsarbeiten verrichten zu lassen. 



Die Beantwortung der Frage nach dem Wie, nach der Ge- 
staltung der als zweckmässig befundenen Arbeitslosenversicherung 
im einzelnen, fällt ausserhalb des Rahmens vorliegender Arbeit. 
Letztere hatte nur zum Zwecke, Licht und Ordnung in den grossen 
Widerstreit der Meinungen und Bestrebungen zu bringen ; ob Arbeits- 
losenversicherung auf ge werk vereinlicher Grundlage, ob öffentlich- 
rechtliche, obligatorische Arbeitslosenversicherung, ob individueller 
Sparzwang, ob Arbeitssicherung oder Arbeitsbeschaffung u, s. w. 

Zudem ist die Frage nach dem Wie weniger theoretischer 
als praktischer Natur, bei deren Lösung darum das Versuchen 
und Erproben , das Experimentieren , eine grosse Rolle spielen 
wird. A priori wird sich daher schwer sagen lassen, wie die ver- 
schiedenen Zweige der Arbeitslosenversicherung im einzelnen in 
der Wirklichkeit zu gestatten und auszubauen sind. Es kann 
weder für die verschiedenen Gewerkvereine, welche die Arbeits- 
losenversicherung, noch fiir die verschiedenen Kommunen und 
Staaten, welche Notstandsarbeiten (Arbeitssicherung) oder den 
individuellen Sparzwang organisieren wollen, ein allgemein gültiges 
Programm aufgestellt werden; dafür sind die individuellen Ver- 
hältnisse der einzelnen Vereine , Kommunen , Staaten allzu ver- 
schieden. Es könnte sich höchstens um die Herausstellung einiger 
allgemein gültigen Gesichtspunkte handeln. Dies führt aber, wie 
gesagt, über den Rahmen unserer Arbeit hinaus. Fingerzeige 
dafür enthalten übrigens unsere Ausführungen an den verschie- 
densten. Stellen'). 

1) Vgl, oben S, 396 ff., S. 427 ff., S. 440 f. u. a. 
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Lebenslauf. 

Geboren wurde ich, Frans Kempel, am 23. Juni 1862 in Trier 
als Sohn der Eheleute Franz Kempel und Elisabeth Kappes. Ich 
bin römisch-katholischer Konfession, Das Gymnasium besuchte 
ich in meiner Vaterstadt und absolvierte es Ostern 1884. Da- 
nach widmete ich mich zuerst philos.-theol. Studien, besuchte dann 
im Winter 1888/89 ""'^ Jn^ Sommer 1889 die Universität Bonn, 
wo ich mich zuerst mit philologischen, dann re chts wisse nschaft- 
Uchen Studien beschäftigte. Hierauf volontierte ich am Echo der 
Gegenwart in Aachen bis Herbst 1890, um bei Beginn des Winter- 
semesters dieses Jahres zum Behufe nationalökonomischer und 
historischer Studien an die Universität Bonn zurückzukehren. Diesen 
Studien widmete ich mich bis zum Schlüsse des Soramersemesters 
1893. Den Winter 1893/94 verbrachte ich in Trier mit volks- 
wirtschaftlichen Privatstudien. Anfangs Juni 1894 trat ich als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter bei der Herderschen Verlagshand- 
lung zu Freiburg i. Br. in Stellung, in welcher ich bis Juli 1897 
verblieb, um mich von da ab neuerdings mit nationalökonomischen 
Privatstudien zu beschäftigen. Seit dem 10. Mai 1899 bis heute 
wohnte ich in Bonn. 

Vorlesungen habe ich während meiner Universitätsstudien ge- 
hört bei den Herren Professoren und Dozenten: Baron f, Bir- 
linger f , Bückekr , Buchholz, Dietzel, Dove , Englert, Gotkein, 
Klein f. Koser, Krüger, Loersck, Lübbertf, Morsbach, Neuhaeuserf, 
Pelman, Rein, Reznkerts, Ritter, Sckaar Schmidt, Sckonfeldf, Traut- 
mann, Usener, Wilmanns, Zitelmann. 

Dem staatswissenschaftlichen Seminar gehörte ich bei den 
Herren Professoren Dr. Dietzel und Dr. Gotkein drei Semester 
hindurch an, dem historischen eines bei Herrn Prof. Dr. Koser, 
dem geographischen eines bei Herrn Prof. Dr. Rein. 

Allen meinen verehrten Lehrern sage ich herzlichen Dank, 
insbesondere Herrn Prof Dr. Dietzel für die Anregung zu dieser 
Arbeit, für die Freundlichkeit, mit der er mir die uneingeschränkte 
Benutzung der Bibliothek des staatswissenschaftlichen Seminars 
gestattete und eine Reihe eigener Schriften zur Verfügung stellte, 
wie namentlich auch für mannigfache Winke, welche mir bei Ab- 
fassung der Dissertation zu statten kamen. 



D,g,tza:Jb.GOOgle 



Thesen. 

I. Es giebt dem Staate gegenüber weder ein Recht auf Exi- 
stenz noch ein Recht auf Arbeit; es erscheint nur als zweckmässig, 
dass der Staat seinen Angehörigen im Falle der Not, sei es mit 
materietlen Unterstützungen, sei es mit sog. Notarbeit, zu Hilfe 
kommt. 

II. Der Arbeitsnachweis ist wie die Arbeitslosenversicherung, 
wenigstens in Hinsicht auf die gelernten Arbeiter, nicht Sache der 
öffentlichen Körper (Gemeinden, Staat), sondern der Berufsver- 
einigungen : der Gewerkvereine. 

I!I. Gewerkvercine und Unternehmerkartelle werden, in engster 
Verbindung und Wechselwirkung, wahrscheinlich eine Regelung 
von Produktion und Konsumtion herbeiführen und damit auch der 
Erwerbslos igkeit grosser Massen ein Ende bereiten. 

IV. Die Geschichte der wirtschaftlichen Entwicklung lässt das 
Eigentum (wie auch das Erbrecht) als eine wandelbare, jeweils 
nach Zweckmässigkeitsgesichtspunkten sich gestaltende Einrichtung 
der menschlichen Gesellschaft erscheinen. 

V. Die Handelsfreiheit ist gegenwärtig geeignet, die Völker 
auf eine höhere Stufe wirtschaftlicher oder materieller Kultur zu 
erheben. 
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